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I. Die deutsche Konsulargerichtsbarkeit und 
ihre völkerrechtlichen Grundlagen. 

Der unabhängige Staat ist souverän. Ausfluß 
der Souveränität ist die Justizhoheit, die sich als 
Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit betätigt. Die Ge- 
setze, die der Staat erläßt, verkündet er allgemein zur 
Nachachtung. Aber in der Möglichkeit, ihre Befolgung 
zu erzwingen, ist der Staat beschränkt: seine Gerichts- 
gewalt haftet seinem Territorium an. Jeder Übergriff 
auf fremdes Gebiet wäre ein Zeichen von Nicht- 
achtung für die fremde Staatsgewalt, eine Verletzung 
ihrer Souveränität. Deshalb ist es Voraussetzung, 
zwar nicht für die Betätigung der staatlichen Gerichts- 
gewalt, wohl aber für die Vollstreckung des Urteils- 
spruches durch eigene Organe, daß sich der Schuldige 
auf dem Gebiete des rechtsprechenden Staates be- 
findet. Demgemäß ist eine Verurteilung in Abwesenheit 
des Angeklagten zwar möglich; dem deutschen Straf- 
recht ist sie, von wenigen Ausnahmen abgesehen, 
fremd. Welches Prinzip man auch betreffs des inter- 
nationalen Strafrechts aus dem Strafgesetzbuch heraus- 
lesen will: aus § 4 Abs. 1 St. G. B. mit §§ 9, 10 
St. P. O. geht unzweifelhaft hervor, daß die Verfolgung 
von Deutschen wegen im Ausland verübter Ver- 
brechen nur unter der Bedingung stattfinden kann, 
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daß sich der Täter in Deutschland befindet, also 
ein Gerichtsstand gemäß §§ 8 oder 9 St. P. O. ge- 
geben ist. 

Da für das deutsche Strafrecht nur diese Be- 
stimmungen zur Anwendung kommen, so wäre ein 
Verbrecher, der sich im Ausland befindet, der hei- 
mischen Strafgewalt entzogen und unerreichbar. Aber 
in der Regel bleibt seine Tat trotzdem nicht ungesühnt. 
Gemeinsame Kultur, gemeinsame Interessen, endlich 
auch die Notwendigkeit haben es dahin gebracht, daß 
alle kultivierten Staaten, natürlich mit weitgehenden 
Unterschieden untereinander, in der Auffassung, was 
als strafbare Handlung anzusehen und im Interesse 
des Staates wie seiner Angehörigen zu bestrafen sei, 
zu wenn auch nicht gleichen, so doch ähnlichen 
Anschauungen gekommen sind. Der Verbrecher, der 
sich in einem kultivierten Staate befindet, wird in der 
Regel mit seiner Handlung wie gegen sein heimisches 
Gesetz, so auch gegen die Gebote seines Aufertthalts- 
ortes verstoßen; und seine Tat wird gestraft werden 1 ). 
Anders indes in nichtzivilisierten oder halbzivilisierten 
Staaten, wo Moral, Recht und Sitte sich auf einer 
anderen Stufe befinden. Hier handelt der Staat nicht 
nur in seinem Interesse, sondern auch in dem seiner 
dort befindlichen Angehörigen, wenn er sich Vorrechte 
versprechen läßt oder erzwingt, die dahin gehen, seine 
Untertanen auch auf fremdem Boden selbst zu richten: 
sein Interesse ist dabei im Spiel, indem der fremde 
Staat vielfach Angriffe, die sich gegen die Integrität 
anderer Staaten richten und die innerhalb der zivi- 
lisierten Staaten von jeder Staatsgewalt schon im 



*) Vergl. die Motive zu §§ 3, 4 St. O. B. bei Rädorff 119 
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Interesse der Selbsterhaltung bestraft werden, ohne 
Sühne ließe; das Interesse seiner Staatsangehörigen 
nimmt er wahr, indem er sie vor einer ungeordneten, 
europäischen Begriffen von Recht und Rechtspflege 
fremden Ausübung der richterlichen Gewalt bewahrt 2 ). 
Das Ergebnis dieser Bemühungen der zivilisierten 
Staaten ist die Konsulargerichtsbarkeit. Ihre recht- 
lichen Grundlagen ruhen in den sogenannten Kapitu- 
lationen, wie sie auch Deutschland mit den Staaten 
des Orients geschlossen hat. 

I. In der Türkei beruht die Ausübung der 
deutschen Konsulargerichtsbarkeit auf dem im Jahre 1761 
zwischen Preußen und der Ottomanischen Pforte ge- 
schlossenen Freundschafts- und Handelsvertrag 8 ). Der 
Artikel IV dieses Vertrages gewährt Preußen die 
Rechte der meistbegünstigsten Nation: 

»Der preußische Gesandte bei der hohen Pforte 
soll dieselbe Unabhängigkeit und dieselben Vor- 
rechte genießen, welche gewohnheitsmäßig den 
Gesandten der anderen befreundeten Mächte zu- 
stehen; ... die Konsuln, Vizekonsuln, Dragomans 
und Reisenden, ihre Unterhändler und alle An- 
gehörigen ihrer Nation sollen dieselbe Immunität 
genießen, wie die Untertanen der anderen be- 
freundeten Mächte.« 
Artikel V regelt die Ausübung der preußischen 
Gerichtsbarkeit: 

»Bei Streitigkeiten zwischen preußischen An- 
gehörigen und deren Untergebenen soll der preußische 
Gesandte oder die preußischen Konsuln den Fall 



2 ) Beling Exterritorialität 153. 

3 ) Fleischmann 253; König 266. 
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nach ihren Gesetzen entscheiden, und solange die 
Preußen nicht selbst von der ottomanischen Justiz 
abgeurteilt zu werden verlangen, dürfen die Richter 
und Gouverneure sich nicht mit Gewalt einmischen, 

um selbst zn richten Rechtsstreitigkeiten 

zwischen Untertanen der hohenPforte und preußischen 
Untertanen sollen vor den ottomanischen Gerichten 
mit Hilfe der betreffenden Gesandten, Konsuln 
oder Vizekonsuln, oder auch mit Hilfe des Dragomans 
verhandelt werden Im Falle, daß ein über- 
schuldeter oder straffälliger Preuße geflohen ist, 
soll ein anderer Preuße, der nicht schuldig ist, 
weder ergriffen noch belästigt werden, und wenn 
an einem Orte, wo ein Preuße wohnt, der Körper 
eines getöteten Menschen gefunden werden sollte, 
so soll dieser Preuße mit der »prezzo di sangue« 
genannten Untersuchung nicht belästigt werden, 
wenn er nicht in gesetzlicher Weise der Schuld 
überführt ist.« 

Diese Vorrechte Preußens wurden durch den 
Vertrag vom 10./21. Oktober 1840*) auf die Staaten 
des Zoll- und Handelsvereins ausgedehnt. Artikel I 
dieses Vertrages bestimmt: 

»Alle Punkte der bisherigen Handelsverträge 
zwischen Preußen und der Hohen Pforte und 
namentlich alle Verabredungen des Freundschafts- 
und Handelsvertrages vom 22. März 1761 (alten 
Styles), insoweit sich solche nicht im Widerspruche 
mit der gegenwärtigen Übereinkunft befinden, 
werden aufrecht erhalten, für immer bestätigt und 



*) König 267. 
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mit den daraus hervorgehenden Rechten und 
Pflichten auf alle übrigen erwähnten Staaten, welche 
den Handels- und Zollverein bilden, ausgedehnt. 
Die Untertanen und die Erzeugnisse des Bodens 
und der Industrie von Preußen und den übrigen 
Staaten des Zollvereins, so wie die preußischen 
Schiffe sollen von Rechts wegen in dem Otto- 
manischen Reiche die Ausübung und den Genuß 
aller der Vorteile, Privilegien und Freiheiten haben, 
welche den Untertanen, den Erzeugnissen des 
Bodens und der Industrie und den Schiffen jeder 
anderen meistbegünstigsten Nation zugestanden 
werden möchten.« 
Fast den gleichen Wortlaut weist der Handels- 
vertrag zwischen dem Deutschen Zoll- und Handels- 
verein und der Ottomanischen Pforte vom 20. März 
1862 5 ) im Artikel I auf: Alle Punkte früherer Verträge 
sollen bestehen bleiben, soweit nicht der Vertrag 
hierüber eine Änderung enthält. 

Auf das Deutsche Reich gingen die alten Vorrechte 

Preußens über durch zwei Verträge: vom 13. März 1871 

sowie durch den Artikel XXIV des Freundschafts-, 

Handels- und Schiffahrts-Vertrages zwischen dem 

Deutschen Reich und der Türkei vom 26. August 1890 6 ). 

Artikel XXIV dieses Vertrages lautet folgendermaßen: 

»Alle Bestimmungen des Freundschafts- und 

Handelsvertrages vom 22. März 1761 (alten Styles), 

soweit sie mit der gegenwärtigen Übereinkunft 

nicht in Widerspruch stehen, werden durch diese 

letztere nicht berührt, und werden unter denselben 



6 ) König a. a. O. 

«) R. G. B. 1891 S. 117. 
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Bedingungen auf das Deutsche Reich ausgedehnt, 
bis eine spätere, gemeinsame Verständigung über 
Abänderungen getroffen werden kann, deren Vor- 
nahme man für nützlich erachten möchte.« 

Was den etwaigen Einwand betrifft, die Verträge 
mit der Türkei, insbesondere der preußische Vertrag 
von 1761, sprächen von Strafgerichtsbarkeit. nicht, so 
daß sich die deutsche Konsulargerichtsbarkeit in der 
Türkei nur auf Zivilsachen erstrecke, so ist dagegen 
zu bemerken, daß nach Auffassung der muhamedanischen 
Rechtslehre die Strafgerichtsbarkeit nicht anders an- 
zusehen ist, als die Durchsetzung eines privatrecht- 
lichen Anspruchs 7 ). Vor allem aber steht, wie in allen 
Verträgen von 1761 bis 1890 regelmäßig wiederholt 
wird, dem preußischen Staate und heute dem Reich 
das Recht der meistbegünstigten Nation zu. Und die 
Kapitulationen anderer Staaten erwähnen die Straf- 
gerichtsbarkeit mit großer Entschiedenheit, sodaß 
hierüber kein Zweifel bestehen kann. So die fran- 
zösische Kapitulation von 1740: 

»Zur Entscheidung von Civil- wie Kriminal- 
prozessen, an denen lediglich Franzosen beteiligt 
sind, ist der französische Gesandte oder Konsul 
ausschließlich zuständig. Alle Civil- und Krimirtal- 
streitigkeiten zwischen französischen und türkischen 
Untertanen werden vom Kadi in Gegenwart des 
französischen Dragomans entschieden« 8 ). 

und der Handelsvertrag zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Türkei von 1830; 



7 ) Lippmann 84 

8 ) a. a. O. 69 
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Die amerikanischen Bürger, welche ruhig ihren 
Handelsgeschäften nachgehen und weder eines Ver- 
brechens oder Vergehens angeklagt noch überführt 
sind, sollen in keiner Weise belästigt werden. 
Haben sie jedoch ein Delikt begangen, sollen sie 
von den Ortsbehörden weder festgenommen noch 
ins Gefängnis geworfen werden; sie sollen vielmehr 
von ihrem Minister oder Konsul abgeurteilt und 
entsprechend ihrem Delikt und dem bezüglich der 
Franken festgesetzten Gebrauch bestraft werden« 9 ). 
Hinsichtlich Bulgariens bestimmt Artikel VIII des 
Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878 l0 ) das Fort- 
bestehen der Konsulargerichtsbarkeit bis zu ihrer im 
Einverständnis der Beteiligten erfolgenden Aufhebung: 
»Die Immunitäten und Privilegien der fremden 
Untertanen, sowie die konsularischen Gerichts- 
barkeits- und Schutzrechte, wie solche durch die 
Kapitulationen und Gebräuche eingeführt sind, 
sollen in voller Kraft bleiben, solange sie nicht mit 
Zustimmung der dazu berufenen Beteiligten ab- 
geändert werden.« 
Dagegen ist in Ägypten 11 ) die deutsche Konsular- 
gerichtsbarkeit nach Aufstellung des von den beteiligten 
Mächten genehmigten »Reglement d' Organisation 
Judiciaire pour les Proces Mixtes « durch das Reichs- 
gesetz betreffend die Einschränkung der Gerichtsbarkeit 
der Deutsch&i Konsuln in Ägypten vom 30. März 1874 12 ), 
durch die Verordnungen vom 23. Dezember 1875 13 ) 

9 ) a. a. O. 98 

,0 ) R.G. B. 307. Ferner die A. V. vom 27. Februar 1908. 
(R. G. B. 63). 

ll ) Vorwerk 23. 
ia ) R. G. B. 23. 
13 ) R. G. B. 386. 
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und die auf diese bezugnehmende vom 1 5. Februar 1 897 14 ), 
endlich durch das Gesetz vom 5. Juni 1880 15 ) betreffend 
die Konsulargerichtsbarkeit in Ägypten und die Ver- 
ordnungen vom 23. Dezember 1880 16 ) und 4. Februar 
1904 17 ) eingeschränkt worden. 

II. In China findet die Ausübung der deutschen 
Konsulargerichtsbarkeitihre Stützein dem Freundschafts-, 
Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen dem Deutschen 
Zoll- und Handelsverein, den beiden Mecklenburg und 
den Hansestädten Hamburg, Bremen, Lübeck einerseits 
und China andererseits vom 2. September 1861 18 ). 
Die betreffenden Bestimmungen enthalten die Artikel 
XXXV ff., insbesondere Artikel XXXVIII, Absatz 2 
und Artikel XXXIX: 

»Untertanen eines der kontrahierenden deutschen 
Staaten, wenn sie sich einer verbrecherischen 
Handlung gegen einen chinesischen Untertanen 
schuldig machen, sollen vom Konsularbeamten 
verhaftet und nach den Gesetzen des Staates, 
welchem sie angehören, bestraft werden.« 

»Alle Fragen in Bezug auf Rechte des Vermögens 
oder der Person, welche sich zwischen Untertanen 
der kontrahierenden deutschen Staaten erheben, 
sollen der Jurisdiktion der Behörden dieser Staaten 
unterworfen sein. Desgleichen werden sich die 
chinesischen Behörden in keine Streitigkeiten mischen, 
welche zwischen Untertanen eines der kontrahierenden 



,4 ) R. G. B. 17. 

,ö ) R. G. B. 145. 

16 ) R. G. B. 192. 

17 ) R. G. B. 61. 

w ) G. S. 1863. S. 265. 
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deutschen Staaten und Fremden etwa entstehen 

sollten.« 

Diese Bestimmungen sind durch Artikel IX der 
Zusatzkonvention zu dem deutsch-chin^ischen Handels- 
vertrage vom 2. September 1861, vom 31. März 1881 19 ) 
aufrechterhalten und bestätigt worden. 

III. Die deutsche Konsulargerichtsbarkeit in Korea 
ruht auf Artikel III des Handels-, Freundschafts- und 
Schiffahrtsvertrages zwischen dem Deutschen Reich 
und dem Königreich. Korea vom 26. November 1883 20 ): 

»Die Gerichtsbarkeit über deutsche Reichs- 
angehörige und ihr Eigentum soll in Korea aus- 
schließlich den gehörig ermächtigten deutschen 
Behörden zustehen. Vor diesen Behörden soll die 
Verhandlung und Entscheidung aller Klagen statt- 
finden, welche gegen deutsche Reichsangehörige 
von solchen oder von Angehörigen anderer fremder 
Staaten angebracht werden, und die koreanischen 
Behörden haben sich jeder Einmischung zu enthalten. 

Klagen und Beschwerden von koreanischen 
Behörden oder Untertanen gegen deutsche Reichs- 
angehörige in Korea erhoben, sollen vor den 
deutschen Behörden verhandelt und von ihnen 
entschieden werden. 

Ein Deutscher, welcher in Korea eine strafbare 
Handlung begeht, soll von den deutschen Behörden 
und nach den deutschen Gesetzen verfolgt und 
bestraft werden.« 

IV. Die Quelle der deutschen Konsulargerichts- 
barkeit in Persien ist der Freund schafts-, Handels- 



19 ) R. G. B. 261 . 

R. G. B. 1884. S. 221. 
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und Schiffahrtsvertrag vom 11. Juni 1873 21 ). Artikel XIII 
dieses Vertrages bestimmt: 

» Alle Streitigkeiten oder Zwiste und alle Prozesse, 
welche sich i4nter Deutschen in Persien entspinnen 
möchten, sollen durch die bezüglichen Vertreter 
bei dem hohen Hofe von Iran oder durch die 
Konsuln, welchen sie unterstellt sind, oder durch 
die ihrem Wohnorte nächsten Konsuln nach den 
Gesetzen ihrer Heimat untersucht und entschieden 
werden, ohne daß die Landesbehörde hierbei das 
geringste Hindernis oder die geringste Schwierigkeit 
entgegensetzen darf. 

Die Prozesse, Streitigkeiten und Zwiste, welche 
in Persien zwischen Deutschen und Angehörigen 
anderer fremder Nationen sich entspinnen möchten, 
sollen ausschließlich durch die Vermittelung ihrer 
Agenten oder Konsuln entschieden werden.« 
Hinsichtlich der Strafgerichtsbarkeit bestimmt Artikel XVI: 
»Die Angelegenheiten der Strafgerichtsbarkeit, 
in welche deutsche Untertanen in Persien oder 
persische Untertanen in Deutschland verwickelt 
werden möchten, sollen in den beiderseitigen Staaten 
in der Weise behandelt werden, welche hinsichtlich 
der meistbegünstigten Nation angenommen ist.« 
V. In Marokko wird die deutsche Konsular- 
gerichtsbarkeit ausgeübt auf Orund der in Artikel I 
des Handelsvertrages zwischen dem Deutschen Reich 
und Marokko vom 1. Juni 1890 32 ) enthaltenen Meist- 
begünstigungsklausel. Hieran hat auch die Generalakte 
der Internationalen Konferenz von Algeciras vom 



«) R. O. B. 351. 

M ) R. G. B. 1891. S. 378. 
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7. April 1906 23 ) nichts geändert. Vielmehr ist im 
Schlußartikel der Generalakte ( 123) ausdrücklich bestimmt, 
daß alle Verträge, Übereinkommen und Abmachungen der 
Signaturmächte mit Marokko in Kraft bleiben sollen 24 ). 

VI. Hinsichtlich Rumäniens ist maßgebend 
Artikel 49 des Berliner Vertrages vom 13. Juni 1878 * 6 ): 

»Von Seiten Rumäniens können Abkommen 
getroffen werden, um die Privilegien und Befugnisse 
der Konsuln bezüglich der Schutzgewährung in 
dem Fürstentum zu regeln. Die bestehenden 
Rechte sollen in Kraft bleiben, so lange sie nicht 
im gemeinsamen Einverständnis zwischen dem 
Fürstentum und den dazu berufenen Beteiligten 
abgeändert werden.« 

VII. Auf den Inseln der Südsee besteht die 
deutsche Konsulargerichtsbarkeit, soweit sie nicht 
deutsches Schutzgebiet sind 26 ) oder einer anderen vom 
Deutschen Reiche anerkannten Gerichtsbarkeit unter- 
stehen 27 ). Ihre Grundlage findet sie hier lediglich in 
dem Herkommen, Staatsverträge sind nicht geschlossen. 

Für Samoa 28 ) bestimmt Artikel 7 des Freund- 
schaftsvertrages zwischen dem Deutschen Reich und 
Samoa vom 24. Januar 1879 29 ): 



23 ) R. O. B. 891. 

24 ) Wegen der Konsulargerichtsbarkeit in Marokko vergl. 
Jur. Wochenschrift 1900. S. 41. 

») R. O. B. 307, 

26 ) Vorwerk 21. 

27 ) Vergl. die Verordnungen vom 17. Februar 1900 (R. O. 
B. 39), 25. September 1900 (R. O. B. 849), 26. Juni 1902 (R. O. 
B. 261). 

28) Vergl. das Qesetz vom 6. Juli 1890 (R. G. B. 139) und 
die Verordnung vom 29. Oktober 1890 (R. G. B. 189). 

29 ; R. G. B. 1881 S. 29. 

2* 
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»Die Bestimmung der Gerichtsbarkeit, welcher 
die in Samoa sich aufhaltenden deutschen Staats- 
angehörigen und Schutzgenossen bei Rechtsstreitig- 
keiten unter sich, sowie in Bezug auf von ihnen 
gegen einander begangene Vergehen und Ver- 
brechen unterworfen sind, bleibt der Deutschen 
Regierung und deren Anordnungen überlassen, da- 
gegen bleibt die Feststellung einer Gerichtsbarkeit 
und des Verfahrens in Bezug auf Rechtsstreitig- 
keiten zwischen den in Samoa sich aufhaltenden 
deutschen Staatsangehörigen und Schutzgenossen 
einerseits und Samoanerp andererseits,, sowie im 
Bezug auf Vergehen und Verbrechen der Ange- 
hörigen des einen vertragschließenden Teiles 
gegen die des anderen einer besonderen Verein- 
barung zwischen den beiderseitigen Regierungen 
vorbehalten, einschließlich der nötigen Bestimmungen 
über die Ausführung der Bestrafung der als schuldig 
überwiesenen Personen, sowie über die Anwendung 
des gegenseitig zuständigen Zeugenzwanges bei 
Gerichtsverfahren. 

Inzwischen, bis die beiderseitigen Regierungen 
solche Vereinbarung getroffen haben, sollen alle 

* 

zwischen Deutschen und Samoanern in Samoa ent- 
stehenden Streitigkeiten in bisher gebräuchlicher 
Weise von dem deutschen Konsul oder dessen 
Stellvertreter in Gemeinschaft mit einem Beamten 
der Samoa-Regierung entschieden werden.« 

Die gleiche Bestimmung trifft für Tonga Artikel 7 
des Freundschaf tsvertrages vom 1. November 1876 30 ); 



30 



) R. O. B. 1877 S. 517. 
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daß nämlich die Regelung der Ausübung der Gerichts- 
barkeit einem besonderen Konsularvertrage vorbehalten 
bleiben sollte 31 ). 

VIII. Die Quelle der Deutschen Konsulargerichts- 
barkeit in Siam bildet der Freundschafts-, Handels- 
und Schiffahrtsvertrag zwischen den Staaten des Zoll- 
vereins und den beiden Mecklenburg einerseits und 
dem Königreiche Siam andererseits vom 7. Februar 1 862 32 ). 
Artikel 9 dieses Vertrages bestimmt: 

»Wenn ein im Königreich Siam dauernd oder 
vorübergehend sich aufhaltender Untertan eines der 
kontrahierenden deutschen Staaten gegen einen 
Siamesen Orund zu klagen oder irgend einen An- 
spruch zu machen hat, so soll er seine Beschwerde 
zunächst dem deutschen Konsularbeamten vorlegen, 
und dieser nach geschehener Prüfung der Sache, die- 
selbe gütlich auszugleichen suchen. Ebenso soll 
der Konsularbeamte, wenn ein Siamese eine Klage 
gegen einen deutschen Angehörigen hat, dieselbe 
anhören und ein gütliches Abkommen zu treffen 
bemüht sein; sollte in solchen Fällen eine gütliche 
Einigung aber nicht herbeizuführen sein, soll der 
Konsularbeamte sich an den kompetenten Siamesi- 
sehen Beamten wenden, und beide sollen dann 
nach gemeinschaftlicher Prüfung der Sache, der 
Billigkeit gemäß entscheiden.« 
Die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit regelt Ar- 
tikel 10: 



31 ) In Tonga besteht keine deutsche Konsulargerichtsbarkeit. 
Durch Gesetz vom 26. Juni 1902 (R. Q. B. 261) sind die deutschen 
Reichsangehörigen und Schutzgenossen der englischen Gerichts- 
barkeit unterworfen. 

3a ) G. S. 1864 S. 717. 
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»In Siam verübte Verbrechen oder Vergehen 
sollen, wenn der Täter ein Untertan eines der 
kontrahierenden deutschen Staaten ist, durch den 
Konsularbeamten den betreffenden deutschen Ge- 
setzen gemäß bestraft, oder der Schuldige soll nach 
Deutschland geschickt werden zur Bestrafung. Ist 
der Täter ein Siamese, so soll er nach den Ge- 
setzen seines Landes von den Siamesischen Behörden 
bestraft werden.« 

Aufgehoben ist dagegen die deutsche Konsular- 
gerichtsbarkeit in Serbien, Tunis, Japan, Zansibar und 
in Bosnien und der Herzogowina. 

In Serbien stand dem Reiche gemäß Artikel 37 
des Berliner Vortrages vom 13. Juli 1878 das Recht 
der Konsulargerichtsbarkeit zu. In Artikel 25 des 
Konsularvertrages zwischen dem Deutschen Reich und 
Serbien vom 6. Januar 1883 33 ) verzichtete das Reich 
auf die Ausübung der Vorrechte und Befreiungen, 
welche bisher den Angehörigen des Deutschen Reiches 
auf Grund der mit dem Ottomanischen Reich be- 
stehenden Kapitulationen und in Gemäßheit des Ar- 
tikels 37 des Berliner Vortrages zustanden. Abs. 2 
des Artikels 25 enthält allerdings einen Vorbehalt. 
Dieser ist jedoch nicht von erheblicher praktischer 
Bedeutung 34 ). 

In Tunis ist die deutsche Konsulargerichtsbarkeit 
durch die auf Grund des Gesetzes vom 27. Juli 1883 35 ) 
erlassene Kaiserliche Verordnung vom 21. Januar 1884 3G ) 



33 ) R. O. B. 62. 

34 ) Vorwerk 22; König 268. 
*>) R. G. B. 263. 

36 ) R. G. B. 9. 



— 23 — 

außer Übung gesetzt, und die deutschen Reichsange- 
hörigen und ihre Schutzgenossen in der Regentschaft 
Tunis der Gerichtsbarkeit der von Frankreich in der 
Regentschaft eingesetzten Gerichte unterworfen. 

Die in Japan auf Grund der Artikel 5 und 6 
des Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrages 
zwischen dem Norddeutschen Bunde und den zu 
diesem Bunde nicht gehörigen Mitglieder des deutschen 
Zoll- und Handelsvereins einerseits und Japan anderer- 
seits vom 20. Februar 1869 87 ) ausgeübte Konsular- 
gerichtsbarkeit des Reiches hat durch Artikel 20 des 
Handels- und Schiffahrtsvertrages zwischen dem 
Deutschen Reich und Japan vom 4. April 1896 38 ) ihre 
Grundlage verloren und demgemäß aufgehört. 

In Bosnien und der Herzogowina stand dem 
Deutschen Reiche die Ausübung der Konsulargerichts- 
barkeit auf Grund der mit der Türkei, zu der diese 
Landesteile ursprünglich gehörten, geschlossenen Ver- 
träge zu. Sie wird indes seit Erlaß der auf Grund 
des Gesetzes vom 7. Juni 1880 39 ) erlassenen Kaiser- 
lichen Verordnung vom 23. Dezember 1880 40 ) nicht 
mehr ausgeübt. Die der deutschen Gerichtsbarkeit unter- 
stellten Personen sind auf Grund der genannten Ver- 
ordnung der Gerichtsbarkeit der von dem Kaiser von 
Österreich in den genannten Landesteilen eingesetzten 
Gerichte unterworfen. 

Schließlich ist noch zu erwähnen, daß Deutsch- 
land auf die ihm in Zanzibar auf Grund des Ar- 



37 ) B. Q. B. 1870 S. l. 

38) R. O. B. 715. 
3Ö ) R. Q. B. 146. 
*°) R. Q. B. 191. 
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tikels T6 des Handels-, Schiffahrts- und Freundschafts- 
vertrages vom 20. Dezember 1885 41 ) zustehende Kon- 
sulargerichtsbarkeit in Artikel 7 des deutsch-englischen 
Vertrages vom '1 4. November 1899 verzichtet hat, »je- 
doch erst von dem Zeitpunkt ab, an welchem die 
anderen Nationen dort zustehenden Exterritorialitäts- 
rechte ebenfalls aufgehoben sein werden« 42 ). Zur Aus- 
führung auch dieses Vertrages ist das Gesetz vom 
15. Februar 1900 48 ) betreffend die Freundschaftsver- 
träge mit Tonga und Samoa und den Freundschafts-, 
Handels- und Schiffahrtsvertrag mit Zanzibar ergangen. 
Indes ist die in diesem Gesetz in Aussicht gestellte 
Kaiserliche Verordnung zur Aufhebung der deutschen 
Konsulargerichtsbarkeit in- Zanzibar noch nicht er- 
gangen 44 ). 

Die Konsulargerichtsbarkeit ist aber nicht nur ein 
Recht der zu ihrer Ausübung befugten Staaten; aus 
dem Recht auf ihre Ausübung entstehen für die be- 
teiligten Staaten auch Pflichten. Indem die Konsular- 
gerichtsbarkeit hinsichtlich der in nicht christlichen 
Staaten wohnenden Staatsangehörigen an die Stelle 
der territorialen Gewalten tritt, übernimmt jede zivi- 
lisierte Regierung die rechtliche und moralische Ver- 
pflichtung, dort eine Gerichtsverfassung ins Leben zu 
rufen, die eine tadellose Justiz garantiert. N »Die 
richterlichen Befugnisse der Konsuln dürfen nicht als 
Privilegien angesehen werden, die man den Europäern 
erteilt, damit sie ungestraft Verbrechen begehen und 



41 ) R. G. B. 1886 S. 261. 

42 ) Vorwerk 23 ; König 268. 

43 ) R. G. B. 37. 

") Vergl. jetzt Reichsgesetzblatt 1907 S. 367. 
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die Eingeborenen und Landesregierungen rücksichtslos 
exploitieren könnten. . Dem Rechte der Konsularjuris- 
diktion entspricht die Pflicht, die Konsulargerichte un- 
verzüglich in einer den Forderungen der Rechtsordnung 
entsprechenden Weise zu organisieren« 45 ). 

Die beteiligten Staaten haben denn auch für die 
Ausübung ihrer Konsulargerichtsbarkeit ausführliche 
Gesetze erlassen, und Martens Behauptung, daß es 
den Konsuln an einer allseitigen Richtschnur zur Be- 
urteilung der sie umgebenden Verhältnisse ermangele 46 ), 
trifft auf die deutschen Konsuln heute nicht mehr zu 47 ). 

Für Deutschlands Konsulargerichtsbarkeit ist die 
Rechtsquelle das (neue) Gesetz über die Konsular- 
gerichtsbarkeit vom 7. April 1900, in Kraft seit dem 
1. Januar 1901. Dies Gesetz ist indes keine Neu- 
schöpfung. Die Gesetzgebung über die Ausübung 
der deutschen Konsulargerichtsbarkeit hat eine nicht 
unerhebliche Entwickelung durchgemacht, deren 
Kenntnis zum Verständnis des jetzt geltenden Ge- 
setzes erforderlich ist 48 ). 

Vor dem preußischen Gesetz über die Konsular- 
gerichtsbarkeit vom 29. Juni 1865 49 ) kamen gewohn- 
heitsrechtlich in den Konsulargerichtsbezirken die 
Normen des preußischen Rechts zur Anwendung. 
Dies ergibt sich aus einem Erkenntnis des Ober- 



* ö ) Martens Völkerrecht Bd. II S. 50. 

46 ) Martens Konsulwesen 432. 

47 ) Eher ist das Gegenteil heute richtig. Hat man doch 
sogar die preußische Gesindeordnung vom 8. November 1810 in 
den deutschen Konsulargerichtsbezirken eingeführt. 

* 8 ) Die Darstellung beschränkt sich naturgemäß auf das 
Strafrecht. 

* 9 ) G. S. 681 ff. 
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tribunals vom 19. Mai 1858 50 ). Gesetzliche Grund- 
lage fand dieser Zustand in -dem bereits erwähnten 
preußischen Gesetz vom 29. Juni 1865, dessen § 17 
hinsichtlich des Strafrechts die Anwendung des 
(preußischen) Strafgesetzbuchs vom 14. April 1851 
vorschreibt: 

»Rücksichtlich der strafbaren Handlungen ist 
anzunehmen, daß für die der Konsulargerichts- 
barkeit unterworfenen Personen das Strafgesetz- 
buch vom 14. April 1851 und die übrigen in der 
Monarchie geltenden Strafgesetze auch in den 
Konsulargerichtsbezirken Geltung haben. 

Die für die Konsulatsbezirke erlassenen Straf- 
gesetze der Landesregierungeu bleiben außer An- 
wendung, insofern nicht durch Staatsverträge oder 
Herkommen etwas anderes bestimmt ist.« 
Der Konsulargerichtsbarkeit waren nach § 1 des 
genannten Gesetzes unterworfen »alle in den Konsular- 
gerichtsbezirken wohnenden oder sich aufhaltenden 
Preußen und preußischen Schutzgenossen«. 

Diese Rechtslage fand fürs erste auch keine 
Änderung, als das Konsulatswesen zunächst Bundes- 
und dann Reichsangelegenheit wurde. Das zum 
Reichsgesetz gewordene Bundesgesetz betreffend die 
Organisation der Bundeskonsulate, sowie die Amts- 
rechte und Pflichten der Bundeskonsuln vom 8. No- 
vember 1867 51 ) bestimmte in § 24: 

»Bis zum Erlaß eines Bundesgesetzes über 
die Konsulargerichtsbarkeit wird dieselbe nach 
Maßgabe des über die Gerichtsbarkeit der Konsuln 



ö0 ) Goltdammers Archiv Band 6 S. 566. 
51 ) B. G. B. 137 ff. 
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in Preußen erlassenen Gesetzes vom 29. Juni 1865 

ausgeübt.« 
Wandel tfat erst ein mit dem 1. Oktober 1879. 
Mit diesem Tage — zugleich mit den Reichsjustiz- 
gesetzen 52 ) — trat das Gesetz über die Konsular- 
gerichtsbarkeit vom 10. Juli 1879 in Kraft. Nach § 4 
dieses Gesetzes war »in Betreff des Straf rechts an- 
zunehmen, daß in den Konsulargerichtsbezirken das 
Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich und die 
sonstigen Strafbestimmungen der Reichsgesetze gelten,« 
so daß materiell eine wesentliche Änderung des in den 
Konsulargerichtsbezirken geltenden Rechts nicht ein- 
trat 53 ). 

Heute regelt das bereits erwähnte Reichsgesetz 
über die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. April 1900 54 ) 
die Rechtsverhältnisse in den deutschen Konsular- 
gerichtsbezirken. Nach diesem gelten für das Straf- 
recht folgende Normen: 

1. Unterworfen sind der deutschen Konsulargerichts- 
barkeit »Deutsche, soweit sie nicht in dem Lande, 
in welchem die Konsulargerichtsbarkeit geübt wird, 
nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen das 
Recht der Exterritorialität genießen«; ferner Aus- 
länder d. h. Personen, die nicht Reichsangehörige 
sind, unter gewissen Voraussetzungen. (§2K.G.G.) 

2. In den Konsulargerichtsbezirken gelten für die der 
Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen 
»die dem Straf recht angehörigen Vorschriften der 
Reichsgesetze«, soweit sie nicht Einrichtungen und 



M ) § 48 K. G. G. vom 10. Juli 1879. 

ß3 ) Verhandlungen des Reichstags 1879. Band IV 577. 

<*) R. G. B. 213 ff. 
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Verhältnisse voraussetzen, »an denen es für den 
Konsulargerichtsbezirk fehlt«. Die strafrechtlichen 
Landesgesetze, d.h. die von der jeweiligen territorialen 
Macht erlassenen allgemeinen Strafgesetze, finden 
nur dann Anwendung, wenn Herkommen oder 
Staatsverträge dieses bestimmen. 
(§§ 19, 20, 50 K. O. O.) 

3. Abgeurteilt werden können in den Konsulargerichts- 
bezirken alle strafbaren Handlungen mit Ausnahme 
der zur Zuständigkeit des Reichsgerichts oder der 
Schwurgerichte gehörenden. 

4. Voraussetzungen endlich für die Ausübung der 
Konsulargerichtsbarkeit sind: 

a. Die Ausübung muß durch Herkommen oderStaats- 
verträge gestattet sein. (§ 1 Abs. 1 K. O. O.) 
Diese Voraussetzung ist bereits Gegenstand der 
Darlegung gewesen, indem oben die völkerrecht- 
lichen Grundlagen der deutschen Konsulargerichts- 
barkeit in den einzelnen Ländern aufgezählt sind. 

b. Der Konsul muß im einzelnen Fall vom Reichs- 
kanzler zur Ansübung der Konsulargerichtsbarkeit 
ermächtigt sein (§ 6 K. G. G.) 



II. Die Anwendung des Strafgesetzbuches 

im Konsulargerichtsbezirk bei Ausübung 

der Konsulargerichtsbarkeit 

Die Frage, ob und wie das deutsche Strafgesetzbuch 
im Konsulargerichtsbezirk anzuwenden ist, wird von 
Erheblichkeit, wenn im Konsulargerichtsbezirk von einer 
der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Person 
irgend eine strafbare Handlung, z. B. ein Diebstahl, 
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eine Körperverletzung, eine Beleidigung, ein Zweikampf, 
ein Verbrechen gegen § 171 St. O. B. (Doppelehe) 
begangen ist. 

In den Konsulargerichtsbezirken gilt wie bereits 
gesagt, auf Grund des § 19 K. G. G. das materielle 
Strafrecht des Deutschen Reiches für die der Konsular- 
gerichtsbarkeit unterworfenen Personen. Es gelten 
dort ferner auf Grund dieser Bestimmung die Vor- 
schriften der Reichsgesetze über das Verfahren in 
Strafsachen, mithin auch § 152 St. P. O. der die 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, »soweit nicht gesetzlich 
ein anderes bestimmt ist, wegen aller gerichtlich 
strafbaren und verfolgbaren Handlungen einzuschreiten, 
sofern zureichende tatsächliche Anhaltspunktevorliegen.« 
Nach § 56 K. G. G. ist indes an Stelle der Staats- 
anwaltschaft der Konsul zum Einschreiten berufen, 
denn das öffentliche Anklageorgan fehlt im Organismus 
der Konsulargerichtsbarkeit. 

Der Konsul nimmt also die einleitenden Schritte vor, 
wenn er Nachricht von einer strafbaren Handlung 
seitens einer der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen 
Person erhält. Das Hauptverfahren wird eingeleitet. 
In der Verhandlung macht nun der Angeklagte folgende 
Einwendungen: er erkenne an, daß er der Konsular- 
gerichtsbarkeit unterworfen sei; daß in den Konsular- 
gerichtsbezirken die deutschen Strafgesetze gelten; 
demgemäß müsse auch § 4 St. G. B. angewendet werden, 
es müsse also nachgewiesen werden, daß seine Hand- 
lung auch durch die Gesetze des Orts der Tat mit 
Strafe bedroht sei. 

Wenn diese Ausführungen richtig wären, würde 
die Konsulargerichtsbarkeit strafrechtlich von geringer 
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Bedeutung sein. Ihr Vorteil wäre lediglich, daß es 
für strafrechtliche Handlungen von Deutschen im 
Auslande einen Oerichtsstand gäbe, und daß an Stelle 
der im § 4 St. G. B. vorgeschriebenen Opportunitäts- 
maxime das Prinzip der Legalität treten würde. Aber 
diese Einwendungen sind verfehlt und müssen zu- 
rückgewiesen werden. In der Literatur ist denn auch 
über diesen Punkt nie Streit gewesen; man hat nie 
daran gezweifelt, daß die deutschen Strafgesetze un- 
mittelbar zur Anwendung zu kommen haben. Die 
ausführlichen Monographien von Antonopoulos und 
Lippmann verlieren kein Wort darüber. Die Straf- 
rechtslehrer berühren diesen Punkt ebenfalls nicht; aller- 
dings liegt er auch außerhalb ihres Gebietes. Nur 
Ooers in seinen Erläuterungen zum Konsulargerichts- 
barkeitsgesetz von 1879 streift ihn mit wenigen 
Worten: »Die betreffenden Strafgesetze finden in den 
Konsulargerichtsbezirken unmittelbar Anwendung, ohne 
daß es des Nachweises bedürfe, daß die Tat auch 
nach den Gesetzen des Orts der Tat mit Strafe be- 
droht werde, so daß also die §§ 4 bis 8 St. G. B., 
welche von der Verfolgung der im Auslande be- 
gangenen Straftaten handeln, hier keine Anwendung 
finden, vielmehr die Konsulargerichtsbezirke als In- 
land gelten. So das Reichsgericht in einem Erkennt- 
nis vom 25. Juni 1894« l ). 

Hinsichtlich dieser Ausführungen ist zunächst zu 
bemerken, daß das angeführte Erkenntnis des Reichs- 
gerichts 2 ) nicht hierherpaßt, denn diese Sache ist in 
erster Instanz von dem Landgericht Bremen 



') Goers 522. 

2 ) R. in Strafsachen, Band 26, S. 97 ff. 
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abgeurteilt und nicht von einem Konsulargericht. Auf 
dieses Urteil wird später einzugehen sein, hierher ge- 
hört es jedenfalls nicht. Und was weiter die Be- 
hauptung anbetrifft, daß die Konsulargerichtsbezirke 
als Inland zu gelten haben, die man allerdings als 
herrschende Ansicht anzusehen hat, so muß diese ab- 
gelehnt werden. Und ebenso abzulehnen ist zum 
Zwecke der Erklärung der unmittelbaren Geltung des 
Strafgesetzes in den Konsulargerichtsbezirken die so- 
genannte Fiktionstheorie: Die Oerichtseingesessenen 
der Konsulargerichtsbezirke seien exterritorial ; das 
Wesen der Exterritorialität bestehe darin, daß fingiert 
werde, der Exterritoriale habe sein heimisches Gebiet 
nie verlassen; der Deutsche sich also auf deutschem 
Boden befinde, folglich wie in Deutschland wegen 
seiner strafbaren Handlung bestraft werden könne. 
Dieser Meinung gab auch das Reichsoberhandels- 
gericht in einem Urteil vom 2Q. Juni 1877 Ausdruck 3 ). 

Die Begründung für die Ablehnung dieser Theorien 
muß einem späteren Teil dieser Darlegungen vor- 
behalten bleiben, da sie aufs engste mit jener anderen 
Frage zusammenhängt, ob für den Strafrichter im 
Inlande die Konsulargerichtsbezirke Inland oder Aus- 
land sind. Hier muß die Bemerkung genügen, daß 
das Ergebnis der Untersuchung ist, daß vom Richter- 
Konsul beziehungsweise dem Konsulargericht die 
deutschen Strafrechtssätze unmittelbar anzuwenden 
sind. Das Resultat teilen wir also mit der herrschenden 
Ansicht, gelangen indes auf einem anderen Wege dazu. 

Hier ist zu bemerken, daß man im Endergebnis 

3 ) R. O. H. G. Band 22, S. 398. 
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zwar zu demselben Ziele, zu dem die herrschende 
Lehre und, wenn auch auf andere Wege, diese Dar- 
legung gelangt, käme bei Anwendung des § 4 St. ö. B., 
d. h., wenn man die Konsulargerichtsbezirke bei Ab- 
urteilung durch das konsularische Gericht als Aus- 
land ansehen würde. Denn der (in das Gesetz vom 
7. April 1900 neu eingefügte) §27 K. G.G. bestimmt: 
»Soweit die nach § 19 zur Anwendung kommenden 
Gesetze auf die an einem ausländischen Ort geltenden 
Vorschriften Bezug nehmen, sind hierunter, falls es 
sich um einen Ort innerhalb eines Konsulargerichts- 
bezirks und um die Rechtsverhältnisse einer der Kon- 
sulargerichtsbarkeit unterworfenen Person handelt, die 
deutschen Gesetze zu verstehen.« Zunächst dürfte 
diese Auslegung richtig erscheinen: nach § 19 K. G. G. 
kommt das Strafgesetzbuch zur Anwendung; § 4 
St. G. B. spricht von »Gesetzen des Ortes«; es handelt 
sich um einen Ort innerhalb eines Konsulargerichts- 
bezirks; und endlich stehen die Rechtsverhältnisse 
einer der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Person 
in Frage. Aber diese Auffassung ist doch, verfehlt. 
Dies läßt sich argumento e contrario nachweisen. 
l.Wenn man § 4 St. G. B. auf die vom Konsular- 
gericht abzuurteilenden Straftaten anwenden will, 
so gibt man damit zu, daß vom Konsulargericht 
der Konsulargerichtsbezirk betreffs der daselbst 
begangenen Handlungen als A u s 1 a n d anzusehen 
sei. Andererseits müssen die Vertreter der bereits 
oben erwähnten Inlandstheorie, die sich auf den 
§ 3 St. G. B. im gegebenen Fall stützen wollen, 
zugeben, daß der Konsulargerichtsbezirk damit im 
Sinne des Strafgesetzbuchs zum Inland wird. 
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Nun bestimmt aber § 26 K. O. O.: »Durch kaiser- 
liche Verordnung kann bestimmt werden, inwieweit 
die Konsulargerichtsbezirke im Sinne der in §§ 19, 
20 bezeichneten Gesetze als Deutsches Gebiet oder 
Inland oder Ausland anzusehen sind.« Dieser 
Verordnung ist also vorbehalten, die Begriffe »In- 
land« und »Ausland« auch im Sinne des Straf- 
gesetzbuches authentisch zu interpretieren. Der 
Gesetzgeber geht zunächst von der Ansicht aus, 
daß die Konsulargerichtsbezirke nicht als Inland, 
aber auch nicht als Ausland anzusehen seien. Man 
darf deshalb, ehe diese Verordnung ergeht, nicht 
von der prinzipiellen Auffassung ausgehen, daß 
diese Bezirke Inland oder Ausland seien, sondern 
muß die betreffenden Gesetze so auslegen, als ob 
die beireffende, oben angeführte Bestimmung des 
Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes nicht vorhanden 
ist. Der Gesetzgeber hat es Rechtsprechung und 
Wissenschaft fürs erste überlassen, diese Frage zu 
klären und zu lösen. Von Bedeutung ist sie aber 
nur, wenn es sich um Aburteilung einer im Kon- 
sulargerichtsbezirk begangenen strafbaren Handlung 
in Deutschland handelt. Sie ist deshalb auch 
erst später zu erörtern. 
2. Wenn man die Konsulargerichtsbezirke als Ausland 
bei Beurteilung, daselbst begangener strafbarer 
Handlungen ansehen wollte, so würden sich unlösbare 
Widersprüche zwischen den §§ 6 St. G. B. und 
63 K. G. G. ergeben 4 ). § 6 St. G. B. bestimmt: 
»Im Auslande begangene Übertretungen sind nur 
dann zu bestrafen, wenn dies durch besondere 



l ) Wäckhmann 39. 



- 34 — 

Gesetze pder Verträge angeordnet ist«. Sieht man 
nun die Konsulargerichtsbezirke bei Beurteilung 
daselbst begangener strafbarer Handlungen durch 
das dortige Gericht als Ausland an, so müßte 
man konsequenter Weise zugeben, daß der 
konsularischen Gerichtsbarkeit Übertretungen der 
ihr unterworfenen Personen im Konsulargerichts- 
bezirk nur dann unterliegen könnten, wenn dies 
»durch besondere Gesetze oder Verträge angeordnet 
ist«. Nun bestimmen aber die Verträge hierüber 
nichts; ebensowenig das Konsulargerichtsbarkeits- 
gesetz oder andeie Gesetze. Andererseits bestimmt 
aber § 63 K. G. G. ausdrücklich: »Gegen die wegen 
Übertretungen erlassenen Entscheidungen ist, sofern 
eine Verurteilung auf Grund des § 361 Nr. 3 bis 8 
St G. B. erfolgt oder nur auf Geldstrafe oder auf 
Geldstrafe und Einziehung erkannt wird, ein Rechts- 
mittel nicht zulässig.« Aus dieser Bestimmung 
folgt also, daß in den Konsulargerichtsbezirken 
auch derÜbeftretungsabschnitt des Straf gesetzbuches 
Anwendung finden soll. Damit ist aber unvereinbar, 
daß das Konsulargericht seinen eigenen Bezirk 
als Ausland im Sinne des Strafgesetzbuchs 
anzusehen hat. 

Um die Richtigkeit dieser Behauptung nachzu- 
weisen, können noch folgende Punkte herangezogen 
werden. 
3. Der Entwurf des (alten) Konsulargerichtsbarkeits- 
gesetzes von 1879 enthielt in §4 folgenden, damals 
im Reichstag gestrichenen, jetzt im (neuen) Gesetz 
von 1900 in § 20 aber wieder aufgenommenen Satz: 
daß nämlich die deutschen Strafgesetze gelten sollten, 
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»soweit die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit 
derselben gegeben sind« 5 ). Die Motive zum Gesetz 
von 1879 äußern sich hierzu mit folgenden Worten: 
»Nur schien es angemessen im Allgemeinen dem 
einschränkenden Gedanken Ausdruck zu geben, 
daß die reichsstrafrechtlichen Vorschriften außer 
Anwendung bleiben müssen, soweit nach den 
dortigen Verhältnissen die Voraussetzungen für ihre 
Anwendbarkeit nach den tatsächlichen Verhältnissen 
nicht gegeben sind. Letzteres wird z. B. bezüglich 
einzelner der im neunundzwanzigsten Abschnitt des 
Strafgesetzbuchs sowie der in anderen Reichsgesetzen 
(z. B. der Gewerbeordnung) enthaltenen Straf- 
vorschriften zutreffen« 6 ). In der Begründung zu §20 
des geltenden Gesetzes findet sich allerdings eine 
diesbezügliche Bemerkung nicht. Indes verweist 
die Begründung zum Entwurf des Gesetzes von 1900 
ausdrücklich auf die Motive von 1879 7 ); und da 
man im § 20 dieses Gesetzes gedanklich jenen Satz 
aus § 4 des Entwurfes von 1879 wiederfindet, so 
darf man annehmen, daß die dort niedergelegte 
Meinung auch bei der Abfassung des Gesetzes 
von 1900 maßgebend gewesen ist. 
4. Ferner kommen einige Verordnungen, die die 
Konsulargerichtsbarkeit in Egypten betreffen, in 
Betracht. Einmal die Verordnung des Kaisers 
vom 23. Dezember 1875 8 ), erlassen auf Grund des 



ß ) Verhandlungen des Reichstags 1879, Band IV S. 574; 
Band VI S. 1624. 

6 ) A. A. O. Band IV S. 578. 

7 ) A. A. O. 1898/1900 IV. Anlageband S. 2818. 

8 ) R. G. B. 381. 
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Gesetzes vom 30. März 1874°), betreffend die 
Einschränkung der Gerichtsbarkeit der deutschen 
Konsuln in Egypten, die in § 3 bestimmt: »Die 
den Konsuln zustehende Gerichtsbarkeit in Straf- 
sachen wird aufgehoben: 1. für Übertretungen; 
usw.« Sodann die kaiserliche Verordnung, betreffend 
die Gerichtsbarkeit der deutschen Konsuln in Egypten 
vom 4. Februar 1904 10 ). Hier lautet § 1: »Die 
No. 1 des § 3 der Verordnung vom 23. Dezember 1875 
erhält folgende Fassung: 1. für Übertretungen, die 
zugleich nach den für die egyptischen Landgerichte 
geltenden Vorschriften als Übertretungen strafbar 
sind.« Auch diese gesetzlichen Bestimmungen 
ergeben also, daß in den Konsulargerichtsbezirken 
betreffs der daselbst abzuurteilenden Übertretungen 
der § 6 St. G. B. keine Anwendung finden kann. 
Vor allem ist aber in der Verordnung von 1904 
klar ausgesprochen, daß die Strafbarkeit von Delikten, 
die in den Konsulargerichtsbezirken begangen sind 
und auch dort zur Aburteilung kommen, nicht 
von den Gesetzen des Ortes der Tat (§4St.G.B.) 
abhängig sein soll, sondern daß die deutschen 
Strafgesetze unmittelbar anzuwenden sind. Denn 
in Egypten sind bei Einschränkung der Konsular- 
gerichtsbarkeit dem Konsul gerade noch diejenigen 
Übertretungen zur Bestrafung geblieben, die nach 
den Landesgesetzen nicht strafbar sind. 
5. Ganz besonders muß hier aber die Anordnung 
des Reichskanzlers, betreffend die Konsulargerichts- 



9 ) R. G. B. 23. 
">) R. G. B. 61. 
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barkeit über Schutzgenossen vom 27. Oktober 1900 11 ) 

Erwähnung finden, aus der unzweifelhaft hervorgeht, 

daß Deutsche wegen der auf die Ehe bezüglichen 

Bestimmungen des Strafgesetzbuches auch dann 

bestraft werden sollen, wenn sich der Konsular- 
gerichtsbezirk, in dem sie sich aufhalten, in einem 

Lande mit polygamer Eheordnung befindet. Dies 
ergibt sich aus § 1 dieser Verordnung: »Für alle 
Rechtsverhältnisse werden dem deutschen Schutze 
unterstellt nachstehend bezeichnete Personen, wenn 
sie Schutzgenossen im Sinne der für die allgemeine 
Gewährung des deutschen Konsularschutzes maß- 
gebenden Vorschriften' sin dj: 

1 

2 

3. Ausländer, die als Unterbeamte bei einer deutschen 
Gesandtschaft oderKonsularbehördeangestellt sind, 
oder gewesen sind, sowie ihre Ehefrauen u. s. w.; 

4. Marokkanische Staatsangehörige u. s. w.; 
5 

Dem deutschen Schutze sind jedoch nicht 
unterstellt die in Absatz 1 Nr. 3 bis 5 bezeich- 
neten Schutzgenossen, die der christlichen Religion 
nicht angehören, für die das Familien- und Erbrecht 
betreffenden Rechtsverhältnisse, ferner die in Nr. 3, 4 
bezeichneten Schutzgenossen, die der christlichen 
Religion nicht angehören, für die von ihnen be- 
gangenen Verbrechen und Vergehen gegen §§ 171, 
172 St. G. B.« 

Es ist also festzuhalten, daß zwar die deutschen 
Strafgesetze bei der Aburteilung im Konsulargerichts- 



n ) Zentralblatt für das Deutsche Reich 574. 
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bezirk unmittelbar anzuwenden sind, daß aber 
mit dieser Feststellung noch keine Entscheidung über 
die Inlands- oder Auslandsqualität der Konsular- 
gericht sbezirke getroffen ist. Daß aber die deutschen 
Strafgesetze bei der Aburteilung im Konsulargerichts- 
bezirk unmittelbar anzuwenden sind, ergibt sich 
aus folgenden Erwägungen. 

§ 19 K. O. O. spricht aus, daß in den Konsular- 
gerichtsbezirken für die der Konsulargerichtsbarkeit 
unterworfenen Personen die deutschen Strafgesetze 
gelten. Daraus folgt allerdings, daß in den Konsular- 
gerichtsbezirken auch die §§ 3 und 4 St. O. B. zur 
Anwendung zu kommen haben. Und zwar sollen 
diese Oesetzbestimmungen nicht entsprechend an- 
gewendet werden, sondern wie sie im Strafgesetzbuch 
stehen, in ebenderselben Bedeutung. Denn wenn der 
Gesetzgeber ihre entsprechende Anwendung gewollt 
hätte, so würde er dies ebenso gesagt haben, wie er 
im alten Konsulargerich tsbarkeitsgesetz von 1879 die 
entsprechende Anwendung der Strafprozeßordnung in 
§ 21 vorgeschrieben hatte; und ebenso, wie er im 
geltenden Gesetz in § 39 die für Errichtung deutscher 
Kolonialgesellschaften geltenden Vorschriften, und in 
§ 75 die Vorschriften über den zum Zwecke der Ein- 
ziehung von Gerichtskosten unter den Bundesstaaten 
zu leistenden Beistand entsprechend angewendet wissen 
will. Eine extensive Auslegung des § 19 ist also 
ausgeschlossen. Die §§ 3 und 4 St. G. B. kommen 
mithin in ihrem unveränderten Wortlaut zur Anwendung. 
§ 3: »Die Strafgesetze des Deutschen Reiches finden 
Anwendung auf alle im Gebiete desselben begangenen 
strafbaren Handlungen u. s. w.« § 4: »Wegen der im 






— 39 — 

Ausland begangenen Verbrechen und Vergehen findet 
in der Regel keine Verfolgung statt Jedoch kann 
nach den Strafgesetzen des Deutschen Reiches verfolgt 
werden u. s. w.« 

Welche Bedeutung kommt nun dem § 3 St. G. B. 
bei Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit im Konsular- 
gerichtsbezirke zu? Er spricht für das Deutsche Reich 
die positive Seite des Territorialitätsprinzipes aus, daß 
nämlich Deutsche wie Nichtdeutsche wegen ihrer in 
Deutschland begangenen strafbaren Handlungen zur 
Verantwortung gezogen werden können 13 ). Nach § 19 
K. G. G. gilt diese Bestimmung auch im Konsular- 
gerichtsbezirk; allerdings nach § 20 K. G. G. nur 
insoweit, als nicht das Konsulargerichtsbarkeitsgesetz 
ein anderes vorschreibt. Nun sind aber der Konsular- 
gerichtsbarkeit nach § 2 K. O. G. nur Deutsche und 
gewisse Ausländer unterstellt: § 3 St. G. B. sagt 
also für den Konsulargerichtsbezirk nur, daß diese, im 
§ 2 K. G. G. bezeichneten der Konsulargerichts- 
barkeit unterworfenen Personen auch wegen 
der in Deutschland begangenen strafbaren 
Handlungen im Konsulargerichtsbezirk zur 
Verantwortung gezogen werden können. 

Und wie ist § 4 St. G. B. im Konsulargerichts- 
bezirk anzuwenden? § 4 spricht davori, daß wegen 
der im Auslände begangenen Verbrechen und Ver- 
gehen in der Regel keine Verfolgung stattfindet, daß 
aber Deutsche und auch Ausländer unter gewissen 
Voraussetzungen wegen dieser Handlungen verfolgt 
werden können. Aber w o soll diese Verfolgung statt- 
finden? Im Auslande etwa? Keineswegs, denn die 



ia ) Tafel: 53. 
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Gerichtsgewalt des Reichs haftet dem Reichsgebiet an, 
von der außerordentlichen Konsulargerichtsbarkeit ab- 
gesehen. Diese Deutschen und Ausländer können in 
Deutschland verfolgt werden, und zwar nur dann, 
wenn sie sich i n Deutschland aufhalten. Dies geht 
aus § 9 St. P. O. hervor, der für die im Ausland be- 
gangenen Verbrechen und Vergehen in Deutschland 
einen, Gerichtsstand bietet 13 ). § 9, St. P. O. gilt aber 
auch in dem Konsulargerichtsbezirke. Es kann also 
dort ein Deutscher und ein der Konsulargerichtsbarkeit 
unterworfener Ausländer dann verfolgt werden, wenn 
er dort ergriffen ist, nachdem er im Auslande eine 
nach § 4 St. G. B. strafbare Handlung begangen 
hat. Was ist nun aber Ausland? Ist es der Konsular- 
gerichtsbezirk, wenn es sich um Aburteilung daselbst 
begangener Straftaten vor dem konsularischen Gericht 
handelt, der Konsulargerichtsbezirk, der unzweifelhaft 
nicht zum deutschen Gebiet gehört (§ 8 Sf. G. B.)? 
An sich ist der Konsulargerichtsbezirk Ausland im 
Sinne dieser Bestimmung. Aber trotzdem kann, wie 
oben dargelegt, § 4 St. G. B. betreffs der im Konsular- 
gerichtsbezirk begangenen strafbaren Handlungen nicht 
für die Aburteilung derselben durch das konsularische 
Gericht herangezogen werden. Denn, von den oben 
gegen die Möglichkeit dieser Anwendung des § 4 
St. G. B. dargelegten Gründen ganz abgesehen: Ausland 
ist ein Gebiet, das außerhalb des Deutschen Reiches 
liegt, wo keine Gerichtsgewalt des deutschen Reiches 
besteht, wo die deutschen Gesetze nicht gelten. Dies 
ergeben die §§ 4 St. G. B. und 9 St. P. O. Dies ergibt 
sich weiterhin aus der Erwägung, daß § 4 St. G. B» 



l3 ) Beling: Exterritorialität 168. 
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im Gegensatz zu § 3 St. G. B. steht ; daß in § 4 die 
negative Seite des Territorialitätsprincipes enthalten ist 
Diese Auffassung kommt auch in den Motiven 
zum Konsulargerichtsbarkeitsgesetz von 1879 zum Aus- 
druck, auf welche die Begründung zum geltenden 
Gesetz ausdrucklich verweist 14 ). Hier wird die Ansicht 
ausgesprochen, daß in den §§ 9 und 10 St. P. O unter 
»Ausland« nur das Gebiet verstanden werden soll, 
»welches weder zum deutschen Reiche noch zu einem 
Konsulargerichtsbezirk gehört« 16 ). Daß aber »Ausland«, 
im Sinne dieser Bestimmungen und im Sinne des § 4 
St. G. B. identisch ist, wird sich kaum bestreiten lassen. 
Andernfalls wäre auch der Sinn und Zweck des § 9 
St. P. O. schwer verständlich. Bestätigung findet diese 
Ansicht bei Löwe-Hellwig l& ), der auch eine Entscheidung 
des Reichsgerichts 17 ) anführt, die diese Auslegung 
billigt. Die Bedeutung des § 4 St. G. B. in den Kon- 
sulargerichtsbezirken geht also dahin, daß der Konsul 
die seiner Gerichtsbarkeit unterliegenden Personen 
während ihres Aufenthaltes im Konsulargerichtsbezirk 
auch wegen der strafbaren Handlungen zur Verant- 
wortung ziehen kann, welche sie weder im deut- 
schen Reiche noch im Konsulargerichtsbezirk 
selbst begangen haben, vorausgesetzt, daß die Er- 
fordernisse des § 4 St. G. B. gegeben sind 18 ). 



14 ) Verhandlungen des Reichstags 1898/1900 IV. Anlage- 
band 2818. 

16 ) A. a. O. 1879 IV. Band 583. 

16 ) Löwe 217. 

J7 ) Rechtsprechung des Reichsgerichts Band I S. 322. 

18 ) Nach der oben angeführten Motivstelle bedürfte es dieser 
Bedingung nicht, wenn die Handlung in einem anderen Konsular- 
gerichtsbezirk begangen ist. Das ist indes nicht richtig. Vergl. 
unten Teil III. 
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Worauf stützt sich indes die Befugnis des Konsuls, 
den Schuldigen wegen der im Konsulargerichts- 
bezirk begangenen strafbaren Händlungen abzuur- 
teilen? Ist doch behauptet worden, daß in diesem 
Fall die Bestimmungen der §§ 3 und 4 St. ö. B. 
nicht angewendet werden können. Und eine andere 
einschlägige Stelle findet sich weder im Strafgesetzbuch 
noch im Konsulargerichtsbarkeitsgesetz. Die rechtliche 
Grundlage hierfür ist denn auch an anderer Stelle zu 
suchen. Sie liegt in dem Rechtstitel, auf dem die 
Konsulargerichtsbarkeit beruht. In Deutschland ist es 
nicht der § 3 St. O. B., der den Straf richter berechtigt, 
das Strafgesetzbuch anzuwenden; dies könnte und 
würde auch dann geschehen, wenn diese Bestimmung 
fehlte. Denn der in § 3 St. O. B. ausgesprochene 
Grundsatz ist »keine Eigentümlichkeit des Strafgesetzes, 
sondern eine Qualität des gesetzlichen Rechtes 
überhaupt« 19 ). Diese Befugnis entspringt der Sou- 
veränität des Staates, der Territoriälhoheit Deutschlands 
über deutsches Gebiet. Die Konsulargerichtsbarkeit 
aber läßt sich aus dieser Territorialhoheit glicht 
ableiten, sie ist kein ursprüngliches, sondern ein 
abgeleitetes Recht, das auf einem Rechtstitel, nämlich 
der in den Verträgen niedergelegten Konzession der 
landesherrlichen Gewalt beruht. Hierauf stützt sich 
die Konsulargerichtsbarkeit; hierdurch erhält der 
fremde Staat das Recht, Beamte zu stationieren, die 
nach den Gesetzen der Heimat urteilen sollen, soweit 
dies in jenen Verträgen .festgesetzt ist; und diese 
Beamten haben die heimischen Gesetze anzuwenden, 
soweit nicht diese heimischen Gesetze selbSt sie 
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darin beschränken. Und da das deutsche Strafgesetz- 
buch, das auf Grund des § IQ K. G. G. in den 
Konsulargerichtsbezirken gilt, eine solche Beschränkung 
nicht enthält; da sich ferner eine solche auch nicht 
im Konsulargerichtsbarkeitsgesetz, noch sonst wo 
findet, sind die deutschen Strafgesetze unmittelbar 
zur Anwendung zu bringen. 



III. Die Aburteilung einer im 

Konsulargerichtsbezirk begangenen Straftat 

durch ein deutsches Gericht in Deutschland. 

Im folgenden ist darzustellen, wie sich die Rechts- 
lage eines Deutschen, der in einem deutschen 
Konsulargerichtsbezirk eine strafbare Handlung be- 
gangen hat, gestaltet, wenn er seinen Wohnsitz in 
das Deutsche Reich verlegt hat. Voraussetzung dafür, 
daß er in Deutschland bestraft werden kann, ist, — mag 
man über die Auslands- oder Inlandsqualität der 
Konsulargerichtsbezirke denken, wie man will, — daß 
der Täter noch nicht wegen seiner Tat abgeurteilt ist. 
Faßt man die Konsulargerichtsbezirke als Ausland auf, 
so ergibt sich, dies aus § 5 No. 1 St. G. B., wonach 
die Verfolgung ausgeschlossen bleibt, wenn über die 
Tat rechtskräftig erkannt ist. Bei verurteilendem Er- 
kenntnis allerdings nur dann, wenn die ausgesprochene 
Strafe vollzogen ist. Faßt man die Konsulargerichts- 
bezirke als Inland auf, so ergibt sich dies aus dem dem 
deutschen Strafprozeßrecht eigenen Satz: »nebisinidem.« 

Es ist also, wie bereits gesagt, zu untersuchen, 
ob die Konsulargerichtsbezirke bei der Aburteilung 
einer dort seitens eines Deutschen begangenen straf- 
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baren Handlung in Deutschland als Inland oder 
Ausland im Sinne des Strafgesetzbuches anzusehen 
sind. Die Bedeutung dieser Frage erhellt aus folgenden 
Gründen. Kommt man nämlich zu der Ansicht, daß 
die deutschen Konsulargerichtsbezirke Inland sind, 
so muß die dort begangene Straftat eines Deutschen 
von der Staatsanwaltschaft verfolgt werden, von den 
oben erwähnten Ausnahmen abgesehen. Natürlich 
darf aber auch die Strafverfolgung nicht verjährt sein. 
Beantwortet man dagegen diese Frage dahin, daß die 
Konsulargerichtsbezirke als A u s 1 a n d anzusehen sind, 
so liegt die Sache anders. Die Verfolgung ist dann 
einmal in das Ermessen der Staatsanwaltschaft 
gestellt und hängt ferner davon ab, daß die Tat nach 
den Gesetzen des Orts der Tat mit Strafe bedroht 
ist. Vertritt man also die Auslandsqualität der Kon- 
sulargerichtsbezirke, so bedarf es noch der weiteren 
Feststellung, was unter Gesetzen des Orts im Sinne 
des § 4 Abs. 2 No. 3 betreffs der Konsulargerichts- 
bezirke für den deutschen Richter zu verstehen ist. 

In unserer Frage stehen sich, wie bereits erwähnt, 
zwei Theorien gegenüber 1 ): die Inlandstheorie, 
welche von der Auffassung ausgeht, daß als Inland 
im Sinne des Strafgesetzbuchs das Geltungsbereich 
des Strafgesetzes zu verstehen ist. Die Auslands- 
theorie dagegen versteht unter Inland im Sinne des 
Strafgesetzbuches, soweit nicht besondere Gesetzes- 
vorschriften entgegenstehen, lediglich das Gebiete des 
Deutschen Reiches. Zu demselben Resultat wie die 
Inlandstheorie kommt auch die jetzt allerdings kaum 
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noch vertretene Fiktionstheorie. Hierüber soll zunächst 
gesprochen werden. 

Diese Theorie, deren Hauptvertreter Harburger' 1 ) 
ist, argumentiert folgendermaßen: Die Gerichtsein-» 
gesessenen der Konsulargerichtsbezirke seien exterri- 
torial; man müsse demgemäß fingieren, daß sie ihr 
heimisches Gebiet nie verlassen hätten, und sich 
dort befänden, nicht in dem Lande, in dem sie sich 
in Wirklichkeit aufhielten. Dieser Ansicht war das 
Oberhandelsgericht in der bereits genannten Entscheidung 
vom 20. Juni 1877 beigetreten: die der Konsular- 
gerichtsbarkeit unterworfenen Personen seien von der 
Gerichtsgewalt und dem Strafgesetz jener Länder 
eximiert und blieben dem Gesetz und der Autorität 
des Reiches in gleicher Weise unterworfen, wie wenn 
sie dessen Gebiet nie verlassen hätten 3 ). 

Gegen diese Fiktion haben sich indes namhafte 
Schriftsteller ausgesprochen. Zorn 4 ) erinnert daran, 
daß die Fiktion die Annahme einer Unmöglichkeit sei 
und für die juristische Bestimmung des Rechts unan- 
wendbar. Auch Heffter*) spricht dagegen: es werde 
der Exterritorialität durch diese Fiktion eine viel zu 
weite Ausdehnung gegeben. Man würde z. B. folgern 
müssen, daß alle Handlungen der Exterritorialen ledig- 
lich nach "den Gesetzen ihrer Heimat zu beurteilen 
seien. Eine Berufung auf den Satz »locus regit actum« 
würde danach ausgeschlossen sein. Auch das Reichs- 
gericht hat sich gegen diese Fiktion ausgesprochen: 



a ) Ferner vertreten diese Theorie Schutze, Martens, Brauer. 
3) R. O. H. G., Band 22, S. 398. 
*) Hirths Annalen 1882, S. 110. 
& ) Völkerrecht S. 102. 
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in einem älteren Urteil vom 9. Juni 1883 6 ), besonders 
aber in dem Urteil vom 26. Februar 1891: »Jene 
Fiktion ist von der neueren Doktrin aufgegeben.« 7 ) 
Die heute herrschende, von den Kriminalisten 8 ) 
fast einstimmig vertretene Ansicht faßt die Konsular- 
gerichtsbezirke als Inland auf und zwar deswegen, 
weil daselbst das deutsche Strafgesetzbuch gelte, 
und man als Inland im Sinne des Strafgesetzbuchs 
das Geltungsgebiet des Gesetzes anzusehen habe. 
»Der theoretisch richtige Grundsatz, daß als Inland 
im Sinne der §§ 3 bis 7 St. G. B. das Geltungsgebiet 
des Strafgesetzbuchs und nicht das Staatsterritorium 
anzusehen ist, hat in § 26 K. G. G. gesetzlichen Aus- 
druck gefunden. Richtig ist, daß diese Gebiete nicht 
Inland im staatsrechtlichen Sinne des Wortes sind, 
sondern Gebiete, die in einzelnen öffentlichrechtlichen 
Beziehungen dem Inlande gleichstehen« 9 ). Gegen diese 
Ansicht hat sich Frank ausgesprochen : ihr müsse vor 
allem entgegengehalten werden, daß nach § 8 St. G. B. 
der Begriff Inland keineswegs identisch sei mit dem 
Geltungsbereich des Gesetzes, sondern sich einfach 
nach staatsrechtlichen Grundsätzen bestimme. Seiner 
Ansicht, führt er weiter aus, habe sich nunmehr auch 
die Gesetzgebung angeschlossen. »Das neue Gesetz 
über die Konsulargerichtsbarkeit vom 7. f April 1900 

6 ) R. G.. in Zivilsachen, Band 9, S. 402. 

7 ) a. a. O., Band 27, S. 102. 

8 ) Liszt Lehrbuch, S. 105; Finger, S. 167; Rudorff, § 3, 
Note 9; Olshausen, § 4, Note 20 c; Oppenhof, § 4, Note 5, 
§ 8, Note 3; Weickhmann, S. 42; //. Meyer, S. 119; Fuld Gerichts- 
saal, Band 42, S. 37. Ferner die Publizisten G. Meyer, Schutz- 
gebiete, S. 102; derselbe, Staatsrecht, S. 180; Zorn, Staatsrecht II, 
S. 547; Stengel, Schutzgebiete, S. 178. Auch Binding Handbuch 
S. 411 gehört hierher. 

9 ) Finger, S. 167, 168. 
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sieht in § 26 ausdrücklich eine Kaiserliche Verordnung 
darüber vor, inwieweit die Konsulargerichtsbezirke im 
Sinne der Straf- (und gewisser anderer) Gesetze als 
Inland anzusehen sind« 10 ). Hier ist aber vor allem 
beiden Schriftstellern entgegenzuhalten, daß eine Be- 
rufung auf § 26 K. O. O., wie auch bereits oben 
erwähnt ist, vor Erlaß der darin bezeichneten Ver- 
ordnung nicht angeht, denn das Gesetz hat sich für 
keine Ansicht ausgesprochen. Die Motive zum Ent- 
würfe des Gesetzes von 1900 äußern sich hierzu 
denn auch folgendermaßen: » ... es erscheint zweifel- 
haft . ., inwieweit die Konsulargerichtsbezirke im Sinne 
solcher Vorschriften **) als deutsches Gebiet oder Inland 
oder Ausland anzusehen sind. Von einer allgemeinen 
gesetzlichen Regelung dieser Frage, die an sich er- 
wünscht gewesen wäre, ist bei der Verschiedenartigkeit 
der in Betracht kommenden Verhältnisse abgesehen 
worden. Dagegen hat der Entwurf die Möglichkeit 
der Beseitigung dieser Zweifel auf dem Wege der 
Kaiserlichen Verordnung vorgesehen.« 12 ) Diese Zweifel 
bestehen also weiter fort, u«d eine Entscheidung kann 
bis zum Erlaß der gedachten Verordnung nicht durch 
Berufung auf § 26 K. G. G., sondern lediglich aus der 
Natur der Sache erfolgen. Gegen Finger ist weiter 
zu bemerken, daß sein »theoretisch richtiger Grund- 
satz« keineswegs bewiesen ist, daß er insbesondere 
auch in dem von ihm angeführten Urteil des Reichs- 
gerichts keine Stütze findet. 

10 ) Frank Kommentar, § 8 I. 

n ) D. h. nach der ausdrücklichen Angabe der Motive auch 
im Sinne der §§ 4 bis 8 St. G. B. 

12 ) Verhandlungen des Reichstags 1898/1900, IV. Anlage- 
band S. 2823. 
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Der Status controversiae ist demnach folgender: 
ist die strafbare Handlung eines Deutschen in einem 
deutschen Konsulargerichtsbezirk bei der Aburteilung 
in Deutschland nach § 3 oder nach § 4 St. O. B. zu 
beurteilen. Der Gegensatz der Meinungen ist aber 
bei weitem nicht so scharf, als es hiernach aufs erste 
erscheint. Nur Frank führt seine Ansicht, daß die 
Konsulargerichtsbezirke Ausland im Sinne des Straf- 
gesetzbuches seien, in konsequenter Weise durch: 
daß mithin Strafbarkeit nur etntreten könne bei Vor- 
handensein eines Strafgesetzes des Ortes der Tat 
(§ 4 Abs. 2 Nr. 3 St. O. B.); daß also die in Konstantinopel 
begangene Bigamie eines Deutschen z. B. nicht 
bestraft werden könne 13 ). Die anderen Vertreter der 
Auslandstheorie kommen dagegen zu dem Ergebnis, 
daß zwar die Handlung im Auslande begangen sei, 
daß sie aber nichtsdestoweniger ebenso wie eine 
Inlandshandlung zu behandeln sei. So insbesondere 
Beling und Seuffert 14 ). Eine dritte Ansicht, der wohl 
die vorhandenen höchstgerichtlichen Urteile zugerechnet 
werden können, geht ebe»falls von der Auslandstheorie 
aus, wendet dann aber dementsprechend den § 4 
St. O. B. an und prüft, ob eine lex loci actus vorhanden 
ist 15 ). Dieser Ansicht hat hat sich auch die Gesetzgebung 
angeschlossen. 



«) Frank A. A. O. § 171 II. 

14 ) Seuffert Zeitschrift Band 16 S. 590 und Strafgetzgsbung* 
der Gegenwart Band I S. 15. Beling Zeitschrift Band 17 S. 301; 
Grundriß S. 84; Exterritorialität S. 185. Ferner Martitz S. 63; 
Bar Lehrbuch S. 348; Merkel S. 276; Geyer Band I S. 118; 
Tafel S. 51 ; Wochenfeld S, 253. 

,6 ) Qoltd. Archiv Band 6 S. 566; R. G. in Strafsachen 
Band 26 S. 97; R. *G. in Civilsachen Band 39 S. 53. 
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Was die Inlandstheorie betrifft, so ist sie aufgestellt 
und durchgeführt von staatsrechtlichen Schriftstellern 16 ) 
für das alte Konsulargerichtsbarkeitsgesetz. Neuerdings 
hat aber Stengel seine Ansicht auch noch als nach 
dem neuen Gesetze richtige verteidigt. Diesen Schrift- 
stellern haben sich auch die Kriminalisten, soweit sie 
die Inlandstheorie vertreten, angeschlossen, wenigstens 
auf ihre Darlegungen verwiesen 17 ). Diese Darlegungen, 
insbesondere die Stengers, des Hauptvertreters dieser 
Theorie, sollen indes später besprochen werden; hier 
sei mir zunächst gestattet, meine Ansicht im Zusammen- 
hang vorzutragen. 

§ 3 St. G. B. lautet: »Die Strafgesetze des Deutschen 
Reiches finden Anwendung auf alle im Gebiet des 
Deutschen Reiches begangenen strafbaren Handlungen, 
auch wenn der Täter ein Ausländer ist.« Was in dieser 
Vorschrift Gebiet des Deutschen Reiches bedeutet, ergibt 
sich aus § 1 E. G. zum St. G. B. in Verbindung mit Art. 1 
der Reichsverfassung. Gebiet des Deutschen Reiches 
ist »der ganze Umfang des Bundesgebietes« 
am 1. Januar 1871, bezw. 1. Januar 1872 auf Grund 
des Gesetzes vom 15. Mai 1871 18 ). Zum Gebiet des 
Deutschen Reiches gehört aber auch das Land, das 
durch Reichsgesetz zum Umfang des Bundesgebietes 
hinzugekommen ist, so Elsass- Lothringen (Gesetz 
vom 9. Juni 1871), so Helgoland (Gesetz vom 
15. Dezember 1890). Zum ganzen Umfang des Bundes- 
gebietes gehören aber auch noch die Erweiterungen, 



,a ) Vergl. oben Anmerkung 8. 

") Liszt Lehrbuch S. 107; Finger 167; Seuffert Zeitschrift 
Band 16 S. 586. 

!8 ) R. G. B. S. 127. 

4 
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die das Reich über seine Grenzen hinaus auf Grund 
Staats- und völkerrechtlicher Bestimmungen erfährt 19 ). 
Danach ergibt sich für § 3 St. G. B. folgende Fassung: 
» Die Strafgesetze des Deutschen Reiches finden 
Anwendung auf alle im ganzen Umfang des 
Bundesgebietes begangenen strafbaren Handlungen.« 
§ 4 Abs. 1 St. G. B. lautet: »Wegen der im Auslande 
begangenen Verbrechen und Vergehen findet in der 
Regel keine Verfolgung statt.« In § 8 St. G. B. ist 
»Ausland« definiert: »Ausland im Sinne dieses 
Strafgesetzes ist jedes nicht zum Deutschen 
Reiche gehörige Gebiet.« Setzt man diese 
Definition in § 4 St. G. B. ein, so bestimmt derselbe: 
»Wegen der in jedem nicht zum Deutschen Reiche« 
(d. h. nach dem oben Gesagten: »wegen der in 
jedem nicht zum ganzen Umfange des Bundes- 
gebietes gehörigen Gebiete«) gehörigen Gebiete 
begangenen strafbaren Handlungen findet in der Regel 
keine Verfolgung statt.« Diesem klaren Wortlaute 
gegenüber läßt sich die gegnerische Ansicht schwer 
verteidigen. Stengel gibt denn auch zu, daß man bei 
wörtlicher Auslegung zu der Auffassung kommen 
könne, daß die Schutzgebiete 20 ), trotzdem das Straf- 
gesetzbuch daselbst in Kraft steht, doch im straf- 
rechtlichen Sinne als Ausland zu betrachten seien. 
Zu seinem diesem Zugeständnis widersprechenden 
Ergebnis kommt er dadurch, daß er die §§ 8, 3 St. G..B. 
und § \ E, G. zum St. G. B. zusammenhält. Hier 



19 ) Frank § 8 I. 

*>) Stengel spricht zwar hier nur von den Schutzgebieten. Aus 
dem weiter unten angeführten Text folgt aber, daß er diese Behaup- 
tungen auch auf die Konsulargerichtsbezirke bezogen wissen will. 
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der Genauigkeit wegen seine eigenen Worte: »Wenn 
jedoch § 8 mit § 3 St. O. B., bezw. § 1 E. O. zum 
St. O. B. zusammengehalten wird, so ergibt sich, daß 
in § 3 das Territorialitätsprincip zum Ausdruck gebracht, 
und in § 8 bezw. § 1 lediglich das Gebiet bezeichnet 
ist, in welchem das Strafgesetzbuch ausschließlich 
gelten soll.« Dies schließe nicht aus, auch anderswo 
begangene Straftaten als Inlandshandlungen zu behandeln, 
so z. B. die Verbrechen in den Konsulargerichtsbezirken. 
Daraus folge, daß jedes Gebiet, wo das Gesetzbuch gelte, 
soweit dieses zur Anwendung komme, Inland sei. 
»Deshalb können die §§ 4 bis 8 St. G. B. über die 
Bestrafung der im Auslande begangenen Handlungen 
nicht zur Anwendung kommen. Andererseits kommen 
die von den deutschen Gerichten im Reichsgebiete 
verhängten Bestrafungen für die Frage des Rückfalls 
in Betracht, wenn die neue Straftat in den Schutzgebieten 
abzuurteilen ist. Umgekehrt gilt natürlich,das Gleiche« 21 ). 
Diese letzten Sätze, die unmittelbar nicht hierher gehören, 
sind angeführt, um einen Einwand, der erhoben werden 
könnte, sofort zurückweisen zu können. Stengel, so 
könnte man sagen, spricht hier ja nur von der unmittel- 
baren Anwendung des Strafgesetzbuches in den 
Schutzgebiets- (und Konsular)- gerichtsbezirken, und 
insofern stimme er ja mit der hier vertretenen Ansicht 
überein. Das ist unzweifelhaft richtig, und hierfür 
wäre oben eine Berufung auf die Ausführungen Stengers 
möglich gewesen. Aber Stengel geht weiter. Der 
letzte seiner oben angeführten Sätze bringt zum Ausdruck, 
daß er auf Straftaten, die in dem Schutzgebiete 



ai ) Stengel Schutzgebiete S. 178. 

4* 
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oder dem Konsulargerichtsbezirk begangen sind 
und im Reichsgebiet abgeurteilt werden, den § 3 
St. G. B. angewendet wissen will und hiergegen 
richtet sich eben die Polemik. 

Stengel kommt zu seinem Ergebnis dadurch, daß 
er die §§ 8, 3 St. O. B. und § 1 E. ß. zum St. O. B. 
zusammenhält. Er schließt ganz richtig daraus, daß 
in § 3 St. O. B. das Territorialitätsprinzip zum Aus- 
druck gelangt ist, und in den §§ 3, 8 St. O. B. bezw. 
1 E. O. zum St. O. B. das Gebiet bezeichnet ist, in 
dem das Strafgesetzbuch ausschließlich gelten soll. 

Seine weiteren Ausführungen indes sind verfehlt. 
Denn daraus, daß auf fremdem Gebiet Deutsche nach 

deutschem Gesetz abgeurteilt werden, folgt keines- 
wegs, daß die dort begangenen Handlungen als im 
Inland begangen anzusehen sind. Dies muß, wenn 
dem so sein soll, ausdrücklich im Gesetz gesagt 
sein. Vor allem aber darf man nicht, wie Weickhmann* 1 ) 
dies tut, sich auf § 7 des Militärstrafgesetzbuches be- 
rufen, denn hier ist es, wie eben verlangt, ausdrücklich 
gesagt, daß die strafbaren Handlungen der bezeich- 
neten Personen, die im Auslande begangen sind, 
ebenso bestraft werden sollen, als wenn diese Hand- 
lungen von ihnen im Bundesgebiete begangen 
wären. 

Zum Beweise dessen, daß man bei Abfassung 
des Strafgesetzbuches unter Inland lediglich das 
Gebiet des Deutschen Reiches verstanden hat, 
kann man sich auf die Motive zum Strafgesetzbuch 
berufen. Es ist zwar richtig, daß die Absichten des 



2a ) Weickhmann S. 44. 
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einen bei der Gesetzgebung beteiligten Faktors nicht 
ausschlaggebend sein dürfen, aber sie sind für die 
Auslegung des Gesetzes wichtig, insofern sie nicht 
dem Wortlaute des Gesetzes augenscheinlich wider- 
sprechen. Die Motive zu den §§ 3 und 4 St. G. B. 
äußern sich folgendermaßen: »Die Ausführung der 
die Strafgesetzgebungsbefugnis des Bundes be- 
gründenden Vorschriften gebietet es, da wo der Bund 
von jener Befugnis Gebrauch gemacht hat, das 
Bundesgebiet als einheitliches Ganzes aufzufassen. 
Die Unterscheidung zwischen Inland und Ausland, 
. . . . wie solche in den deutschen Strafgesetzen 
bisher bestand, kann für die norddeutsche Gesetz- 
gebung in dem Verhältnis der einzelnen Bundes- 
staaten unter einander keine Anwendung mehr 
finden. Die durch jene Unterscheidung für die An- 
wendbarkeit des Gesetzes geschaffenen, der vielfach 
verschlungenen Abgrenzung der Staatsgebiete parallel 
gehenden Grenzen und die hieraus für die Rechts- 
verfolgung entstandenen Schwierigkeiten und Ver- 
wickelungen müssen vor derdurch die Bundesverfassung 
vorgezeichneten Gemeinschaftlichkeit des Rechtes 
verschwinden« 23 ). Diese Ausführungen zeigen klar, 
daß man bei der Abfassung des Strafgesetzbuches 
lediglich das Bundesgebiet unter »Inland« verstanden 
wissen wollte. Dies muß nun so mehr ins Gewicht 
fallen, als man wußte, daß das Gesetz auch in den 
Konsulargerichtsbezirken Anwendung finden würde. 
Endlich ist aber diese Anschauung auch bei der 
Abfassung des neuen Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes 



23 ) Vergl. Rudorff zu den §§ 3, 4 St. G. B. 
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maßgebend gewesen. Zu wiederholten Malen stößt 
man in der Begründung zu diesem Gesetz auf die 
Wendung, daß die Konsulargerichtsbezirke »in sich 
als Inland, im Verhältnis zu jedem anderen 
Gebiet aber als Ausland angesehen werden 
sollen 24 )«. Und von dieser Auffassung aus ergibt 
sich auch die Bedeutung des § 26 K. G. G. Die 
gedachte Verordnung soll nämlich nicht nur das 
Geltungsbereich des Strafgesetzbuches in den Konsular- 
gerichtsbezirken näher festsetzen 25 ), sondern auch das 
straf rechtliche Verhältnis der Konsulargerichts- 
bezirke zum Reiche regeln. 

Hier darf ferner wohl noch erwähnt werden, daß 
auch die bereits mehrfach erwähnten höchstgericht- 
lichen Entscheidungen die Konsulargerichtsbezirke als 
Ausland aufzufassen scheinen. Sicher ist dies jedenfalls 
betreffs des Urteils des Obertribunals vom 0. Mai 1853. 
Man wird wohl aber auch betreffs des Urteils des 
Reichsgerichts vom 25. Juli 1894 gleiches annehmen 
dürfen, denn hier wird lediglich die Frage geprüft, ob 
§ 4 St. G. B. richtig angewendet ist. Ein weiteres 
Urteil des Reichsgerichts vom 26. April 1897 berührt 
die Auslaridsfrage zwar nicht, bezeichnet aber ganz 
unzweideutig die deutschen Gesetze als die Gesetze 
des Orts in den Konsulargerichtsbezirken. 

Die Frage, ob die Konsulargerichtsbezirke Inland 
oder Ausland sind, ist nun neuerdings nochmals von 
Beckmann angeschnitten worden. Beckmann ist über- 



M ) Verhandlungen des Reichstags 1898/1900. IV. Anlage- 
band S. 2823, 2826. 

* ö ) Finger S. 168. 



55 



zeugter Anhänger der Inlandstheorie, macht sich die 
Sache aber außerordentlich leicht, denn er bringt 
keinerlei Beweis für die Richtigkeit seiner Theorie 
vor. Er gibt zunächst ausdrücklich zu, daß § 8 St. O. B. 
gegen diese Theorie spricht, will aber nach dem Oeist 
und nicht nach dem Wort des Gesetzes urteilen. 
Diesen Geist glaubt er aus einer Motivstelle heraus- 
lesen zu können, wonach § 8 St.G. B. mit Rücksicht 
auf den früheren Rechtszustand in Deutschland lediglich 
besage, »daß im Sinne des im ganzen Geltungsbereiche 
des Bundes eingeführten Strafgesetzbuches kein Bundes- 
staat als Ausland anzusehen ist« 26 ). Aus diesem 
Sätzchen geht nach Beckmann hervor, das im 
Strafgesetzbuch »Inland« gleich »Geltungsbereich 
des deutschen Gesetzes« ist, während für jeden 
anderen Leser sich wohl nur die Formel »Inland« 
gleich »Summe der Bundesstaaten« ergibt. Und was 
nun Beckmanns Behauptung betrifft, die Konsular- 
gerichtsbezirke würden in den Motiven zum Straf- 
gesetzbuch ausdrücklich als Ausnahmen von § 4 No. 3 
St. G. B. bezeichnet 27 ), so wird dies hinfällig durch 
Beckmanns eigenen Nachweis, daß man bei Abfassung 
des Strafgesetzbuches zur Erklärung des Wesens der 
Exterritorialität die jetzt allgemein verworfene Fiktions- 
theorie verwandte 28 ). 

Es darf also als erwiesen gelten, daß im Sinne des 
Strafgesetzbuchs die deutschen Konsulargerichtsbezirke 
bei Aburteilung daselbst begangener Taten i n Deutsch- 
land Ausland sind. Es kommt demgemäß § 4 St. G. B. 



™) Beckmann S. 13. 
27 ) A. a. O. S. 14. 
*) A. a. O. S. 11. 
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zur Anwendung. Für uns kommen nur die Be- 
stimmungen des zweiten Absatzes in Betracht und 
auch hiervon nur die Nummer 3 mit ihrer Einschränkung 
des Nationalitätsprincipes. § 4 St O. B. Abs. 2 No. 3 
setzt fest, daß ein Deutscher wegen einer im Auslande 
begangenen strafbaren Handlung verfolgt werden kann, 
wenn die Handlung nach den Gesetzen des Deutschen 
Reiches als Verbrechen oder Vergehen anzusehen und 
durch die Gesetze des Ortes, an welchem sie be- 
gangen wurde, mit Strafe bedroht ist. Was ist hier unter 
»Gesetzen des Ortes« zu verstehen? Das Gesetz 
spricht von Handlungen, welche im Ausland begangen 
sind; »Gesetze des Ortes« sind also die Gesetze jenes 
nichtdeutschen Gebietes, auf dem die strafbare 
Handlung begangen wurde. Diese gesetzliche Be- 
stimmung führt zu der Konsequenz, daß die Handlung 
straflos bleiben muß, wenn sie nicht in irgend 
welcher Form mit krimineller Strafe bedroht ist 29 ); 
ferner daß eine Bestrafung ebenfalls dann unmöglich 
ist, wenn die Handlung auf einem Gebiet begangen 
ist, daß man als staatenlos bezeichnen muß, oder das 
nicht Gesetze in dem Sinne besitzt, den man in kul- 
tivierten, selbst in halbkultivierten Ländern damit ver- 
bindet 30 ). Von dieser Auffassung gehen auch die 
Motive zum Strafgesetzbuch aus 81 ); sie ist auch im 



a») Olskausen § 4 Note 14. 

30 ) So Hälschner Band I S. 166; Schutze 59; Geyer I S. 96; 
Olskausen § 4 Note 16; Oppenhof § 4 Note 24 a; Rüdorff § 4 
Note 10; Frank §§ 4, 5 III; Hippel S. 114; Berner S. 256; Finger 
S. 171; Lammasch S. 53; Martitz S. 69; Tafel S. 51. Dagegen 
Liszt S. 108; Binding S.434; FuldG. S. Band 42 S. 37; Band 45 
S. 249; Weickkmann 46; Bar Schuld u. Gesetz S. 168. 

31 ) Rüdorff S. 109. 
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Reichsjustizamt bestehen geblieben: in der Begründung 
zur Novelle von 1876 ist ausdrucklich hervorgehoben, 
das strafbare Handlungen auf staatenlosen oder nicht 
civilisierten Gebieten nicht bestraft werden können, 
»ein Rechtszustand, der weder als ein gerechter, noch 
als ein zweckmäßiger bezeichnet werden kann« 32 ). 
Ebenso dachte man 1889, als der 1876 gescheiterte 
Reformplan von neuem aufgenommen wurde 33 ), und 
dieser Gedanke kehrt 1895 in der Begründung zum 
Sklavenraubgesetz wieder 34 ) 36 ). 

Hier ist noch auf die ziemlich vereinsamt stehende 
Ansicht Weickhmanns einzugehen, nach dessen Auf- 
fassung die deutschen Gesetze den deutschen Verbrecher 
ohne Rücksicht auf den Ort seiner Tat bestrafen 36 ). 
Weickhmann, ein Anhänger der Normentheorie, glaubt 
auf Grund dieser Theorie die universelle Geltung des 
deutschen Strafgesetzes verkünden zu können: 
der Verbrecher werde bestraft, nicht weil er die Ge- 
setze seiner Heimat, sondern das dort geltende, in 
den Normen verkörperte Moralprinzip übertrete. Und 
diesem Moralprinzip könne sich der Deutsche auch 
dadurch nicht entziehen, daß er fern von seiner Heimat 
weile. Als Entgegnung soll nur angeführt werden, 
was hierzu ein anderer Vertreter der Normentheorie, 
Beling, sagt: »Die deutschen Normen wenden sich 
grundsätzlich an Jedermann, ohne Rücksicht auf den 



82 ) Verhdlg. d. R. 1875/76 Band HI S. 15. 

83 ) A. a. O. 1888/89 Band III S. 1456 
M ) A. a. O. 1894/95 Band I S. 685. 

M ) Ob § 77 K. G. G. Wandel geschaffen, ist bestritten 
Liszt S. 108, Olshausen §4 Note 16; Finger S. 170; Frank$$A y b\ 
Neymeyer S. 453; Beckmann 21 ; Bar 168. 

86 ) a. a. O. S. 14, 15. 
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Handlungsort, ohne Rücksicht auf die Staatsangehörig- 
keit des Menschen. Dagegen beschränken sich die 
deutschen Strafgesetze prinzipiell auf die im Inland 
begangenen Handlungen« 37 ). 

Aber Beling kommt im Ergebnis doch dahin, zu 
behaupten, daß die in den Konsulargerichtsbezirken 
begangenen Handlungen bei ihrer Aburteilung i n 
Deutschland wie Inlandshandlungen zu betrachten 
seien, und mit ihm zahlreiche andere Schriftsteller, 
Seuffert, Martitz, Bar, Merkel, Geyer. Aber auch 
diese Ansicht muß zurückgewiesen werden. 

Zunächst Martitz^). Er tadelt die Kriminalisten 
als zuweit gehend, wenn sie* die Inlandsfiktion vertreten, 
oder Bestrafung wie im Inland verlangen. Daß § 3 
St. G. B. angewendet werden könne, sei durch die 
Worte: »auch wenn der Täter ein Ausländer ist« 
ausgeschlossen. Aber auch §4 St. G. B. sei nicht 
anwendbar: die unbedingte Strafbarkeit erkläre sich 
aus der »staatsrechtlichen Personalgewalt«. Das ist 
sicherlich sehr schön gesagt, läßt aber die durch 
Zurückweisung der gegnerischen Ansichten offene 
Frage unbeantwortet. Denn eine Berufung auf § 3 
St. G. B. lehnt Martitz ausdrücklich ab, und ebenso- 
wenig will er den § 4 St. G. B. angewendet wissen. 

Seuffert und Beling gehen auf andere Weise an 
unsere Frage heran. Sie stützen sich auf § A des 
alten Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes von 1879: »In 
Beireff des Strafrechts ist anzunehmen, daß in den 
Konsulargerichtsbezirken das Strafgesetzbuch für das 
Deutsche Reich und die sonstigen Strafbestimmungen 



37 ) Grundriß S. 84. 

38 ) a. a. O. S. 63. 
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der Reichsgesetze gelten.« So mit besonderer Schärfe 
Seuffert: Die Konsulargerichtsbezirke seien Ausland, 
und deshalb könne man im Hinblick auf die §§ 8 
und 4 des Strafgesetzbuches zu der Annahme gelangen, 
daß die Bestrafung daselbst begangener Handlungen 
vom Ermessen der deutschen Behörden abhänge. 
Allein § 4 K. G. O. (d. h. des alten Gesetzes von 1879) 
spräche dafür, daß Handlungen von Personen, die der 
deutschen Gerichtsbarkeit in den Konsulargerichts- 
bezirken unterworfen seien, »nach dem Rechte der 
Inlandshandlungen zu beurteilen seien«. Hierfür spräche 
noch besonders der Umstand, daß für die Konsular- 
gerichtsbezirke die Strafgesetze mit gleicher Wirkung 
wie für das Reichsgebiet erlassen würden, ferner das 
übereinstimmende Verfahren und vieles andere. Die 
Verbrechen in den Konsulargerichtsbezirken seien straf- 
rechtlich im Ausland begangen, trotzdem aber wie 
inländische zu behandeln 39 ). 

Dieselben Ausführungen finden sich dem Sinne 
nach bei Beling, der überdies ausdrücklich 40 ) die Richtig- 
keit der Behauptung Seufferts zugibt, daß die Konsular- 
gerichtsbezirke zwar nicht Inland, aber durch den 
oben angeführten § 4 K. G. G. dem Inland gleich gestellt 
seien. Aber die Richtigkeit der Lehre kann nicht 
zugegeben werden. Für eine derartige berichtigende 
Auslegung ist kein Platz vorhanden. Seuffert wie 
Beling lassen keinen Zweifel daran, daß die Konsular- 
gerichtsbezirke Ausland im Sinne des Strafgesetz- 
buches sind, und diesem Zugeständnis gegenüber 
muß es als Inkonsequenz bezeichnet werden, wenn 



") Zeitschrift, Band 16, S. 578. 
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die Anwendung des § 4 St. G. B. durch den deutschen 
Richter in Deutschland abgelehnt wird. Der § 4 K. 
G. G. von 1879 gibt kein Recht zu dieser Auslegung. 
Von dem richtigen Grundsatz ausgehend, daß die 
Konsulargerichtsbezirke Ausland sind, hätten Seaffert 
wie Beling die Frage nach der lex loci actus erörtern 
müssen und das Eingreifen der Opportunitätsmaxime 
gegebenenfalls nicht leugnen dürfen. Aber bei ihnen 
ist der Wunsch der Vater des Gedankens gewesen. 
Folgerichtiger als diese Schriftsteller sind in dieser 
Frage die höchsten Gerichte gewesen. Allerdings 
urteilen sie, vor allem das Erkenntnis des Reichsgerichts 
vom 26. April 1897, mehr nach den Motiven und aus 
Zweckmäßigkeitsgründen als nach dem Gesetz. Dem- 
gemäß ließen sich denn auch nach der Lage der 
Gesetzgebung gegen diese Entscheidungen unter der 
Herrschaft des alten Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes 
mancherlei Bedenken vorbringen. Zunächst, daß die 
§§ 3 und 4 dieses Gesetzes nur in fingierter Form 
sprechen oder wenigstens zu sprechen scheinen; 
sicher ließ sich jedenfalls, trotz der deutlichen Sprache 
der Motive, die Wendung »ist anzunehmen« nicht 
auslegen 41 ). Die Meinung des Reichsgerichts war 
daher auch nicht unbestritten geblieben. Denn da es 
an einer deutlichen gesetzlichen Bestimmung, daß die 
deutschen Gesetze die Gesetze des Ortes sein sollten, 
fehlte, so konnte man die ausländischen Gesetze, 
soweit sie überhaupt Gesetze sind, trotz ihrer be- 
schränkten Durchführbarkeit gegen Deutsche als Ge- 
setze des Ortes ansehen. Diese Ansicht fand Unter- 
stützung darin, daß das in der Türkei geltende 

4I ) Frank Kommentar 1. Auflage S. 25. 
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Strafgesetzbuch von 1858 z. B. auf alle Untertanen 
der Pforte ohne Unterschied der Konfession Anwendung 
findet 42 ). Und daß man hierunter auch die subditi 
temporarii zu verstehen hat, ergibt die Darstellung 
bei Brauer, wonach die türkischen Gerichte gegen 
die der Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Personen 
dann einschreiten, wenn es sich um gemeingefährliche 
Verbrechen handelt 43 ). Weiter vertritt Frank") . diese 
Ansicht: man könne die deutschen Gesetze nicht als 
die Gesetze des Ortes in den Konsulargerichtsbezirken 
ansehen; denn hierzu müsse die Göltung eine terri- 
toriale sein; man könne nicht sagen, daß in der 
Türkei die deutschen Strafgesetze Geltung hätten 
weil daselbst nach ihnen Deutsche abgeurteilt würden. 

Derart war also der Rechtszustand bis zum 
1. Januar 1901, mit dem das neue Konsulargerichts- 
barkeitsgesetz vom 7. April 1900 in Kraft trat: zum 
mindesten blieb es nicht unbestritten, wenn man die 
deutschen Gesetze die Gesetze des Ortes nannte. 
Überlegung, die Absicht des Gesetzgebers und Zweck- 
mäßigkeitsgründe sprachen hierfür, mit Sicherheit ließ 
es sich jedoch bei dem wenig klaren Wortlaut des 
Gesetzes nicht behaupten. Diese Zweifel zu lösen, 
hat sich das neue Gesetz von 1900 zur Aufgabe 
gemacht. Zunächst wurde bestimmt, daß die Geltung 
der deutschen Gesetze nicht anzunehmen sei, sondern 
daß die deutschen Gesetze gelten; sodann bestimmt 
der neu aufgenommene § 27: »Soweit die nach § 19 
zur Anwendung kommenden Gesetze auf die an einem 



* 2 ) v. d. Bergh S. 722, 730, 731. 

48 ) Brauer S. 70. 

44 ) Kommentar § 8, I. 
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ausländischen Orte geltenden Vorschriften Bezug 
nehmen, sind hierunter, falls es sich um einen Ort 
innerhalb eines Konsulargerichtsbezirks und um die 
Rechtsverhältnisse einer der Konsulargerichtsbarkeit 
unterworfenen Person handelt, die deutschen Gesetze 
zu verstehen«. Auf Grund dieser Bestimmung sind 
wir nunmehr berechtigt, die deutchen Gesetze als 
Gesetze des Ortes in den Konsulargerichtsbezirken 
anzusehen, denn § 27 K. G. G. bezieht sich auch auf 
das Strafgesetzbuch, da dieses nach § IQ K. G. G. 
zur Anwendung "kommt, und ferner nimmt § 4 St. 
G. B. auf die an einem ausländischen Ort geltenden 
Vorschriften Bezug. Die Begründung zu § 27 des 
Entwurfes zum neuen Konsulargerichtsbarkeitsgesetz 
gibt diesem Gedanken auch klaren Ausdruck: »In den 
Konsulargerichtsbezirken sind die von der dortigen 
Staatsgewalt erlassenen Vorschriften, wie sich aus 
§ IQ des Entwurfes ergibt, für die der Konsular- 
gerichtsbarkeit unterworfenen Personen im Allgemeinen 
nicht verbindlich. Da indes die für diese maß- 
gebenden Gesetze verschiedentlich auf die an 

einem ausländischen Orte maßgebenden Vorschriften 
Bezug nehmen, hat der Entwurf in §27 zur Be- 
seitigung von Zweifeln ausdrücklich vorgeschrieben, 
daß in den Konsulargerichtsbezirken die deutschen 
Gesetze als die Gesetze des Orts anzusehen sind« 45 ). 
Auffällig ist es, daß weder Finger und Liszt, 
noch Olshausen und Frank in ihren nach 1900 
erschienenen Auflagen den § 27 K. G. G. berühren. 
Ob sie ihn für unanwendbar halten, oder ob andere 



* ö ) Verhandlungen des Reichstags 1898/1900 IV. Anlageband 
S. 2823. 
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Gründe dies veranlaßt haben, läßt sich nicht sagen. 
Eine Äusserung wäre jedenfalls angebracht gewesen. 
Der Einwand indes, daß § 27 K. O. O. von reichs- 
ländischen Gerichten nicht angewendet werden könne, 
vielmehr nur von den Konsulargerichten anzuwenden 
sei, würde zur Folge haben, daß dann z. B. ein Deutscher 
wegen einer in der Türkei begangenen Doppelehe 
zwar nicht im Reiche, wohl aber in einem deutschen 
Konsulargerichtsbezirke in China bestraft werden 
könne. Gegen eine solche Anwendung des § 27 K. G. G. 
wenden sich denn auch Plank**) und Meili^ 1 ) und 
von kriminalistischen Schriftstellern Neumeyer 1 *), der 
sogar unter Anführung dieses Paragraphen ausdrücklich 
sagt, daß für die Bigamie eines Deutschen in der Türkei, 
die deutschen Gesetze des Ortes seien. 

Gegen diese Auslegung des § 27 K. G. G. 
wendet sich wiederum Beckmann^); allerdings sind 
auch hierbei seine Gründe ziemlich wenig stichhaltend. 
Auf den § 4 St. G. B. soll nach ihm § 27 K. G. G. 
nicht bezogen werden dürfen, »denn unter dem im 
§ 27 K. G. G. enthaltenen Begriff: »Rechtsverhältnis« 
ist nicht etwa auch das Verhältnis der Person zu dem 
öffentlichen Rechte, speciell zu dem Strafgesetze, zu 
verstehen, es handelt sich vielmehr — und hierüber 
lassen auch die von den Motiven zu § 27 K. G. G. 
angezogenen Beispiele keinen Zweifel — lediglich um 
die privatrechtlichen Beziehungen einer Person, und 
§ 27 K. G. G. ist daher so aufzufassen, daß nur 



46 ) Plank S. 29. 

47 ) Band I S. 202. 

4S ) Zeitschrift Band 23 S. 453 Note 33. 
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— 64 — 

soweit hinsichtlich der letzteren die nach § IQ K. O. O. 
in den Konsulargerichtsbezirken geltenden dem Zivil- 
oder Strafrecht abgehörenden Bestimmungen auf die 
Gesetze des Ortes Bezug nehmen, hierunter die deutschen 
Gesetze zu verstehen sind.« Hiergegen ist zu sagen, 
daß Beckmann doch wohl für seine Behauptung, daß 
unter Rechtsverhältnissen lediglich privatrechtliche 
Verhältnisse und nicht rechtliche Verhältnisse überhaupt 
zu verstehen sind, Beweis erbringen muß. Vor allem 
aber denke man dieser Behauptung gegenüber daran 
in welcher Bedeutung das Wort »Rechtsverhältnisse« 
in der oben aufgeführten Anordnung des Reichskanzlers 
vom 27. Oktober 1900 am Anfange gebraucht wird und 
man wird finden, daß hier unter Rechtsverhältnissen 
unzweifelhaft auch das Verhältnis der Person zum 
Strafrecht zu verstehen ist. Keinesfalls kann aber, 
wie Beckmann es tut, die Berufung auf die Motive 
als genügender Beweis gelten. Der dort allein 
angeführte Art. 1 1 E. G. zum B. G. B. soll denn auch 
keine erschöpfende Aufzählung bieten, sondern, wie 
dies auch die Motive ausdrücklich sagen, nur als 
Beispiel dienen. 

Richtig ist allerdings, und dies muß Beckmann 
zugegeben werden, daß darin ein Widerspruch liegt, 
daß der Konsul die Anklage erheben muß, während 
der Staatsanwalt sie erheben kann. Aber dieser 
Widerspruch darf nicht durch eine künstelnde Auslegung 
weginterpretiert werden; ihn zu heben, ist der in §26 
K. G. G. gedachten kaiserlichen Verordnung vorbehalten. 
Aber man bedenke hier noch eins. Die Gründe, 
welche dem Auslandsdelikt gegenüber für die 
Opportunitätsmaxime sprechen, Entfernung des Tatortes, 
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Unmöglichkeit der unmittelbaren Beweisaufnahme u.s.w. 
sind auch dann vorhanden, wenn eine im Konsular- 
gerichtsbezirk begangene Tat in Deutschland abgeurteilt 
wird. Und um die unmittelbare Geltung des Straf- 
gesetzes im Konsulargerichtsbezirke bei der Aburteilung 
daselbst nachzuweisen, bedarf es ja, wie oben dargelegt, 
der Inlandstheorie nicht. 

In aller Kürze sei auch noch an das strafrechtliche 
Verhältnis der Schutzgebiete zum Reich gedacht. 
Hier bin ich der Ansicht, daß die Schutzgebiete Inland 
im Sinne des Strafgesetzbuches sind, denn sie sind 
zwar nicht Bundesgebiet auch nicht Reichsland, wohl 
aber Gebiete, welche zum Umfang des Reichsgebietes 
gehören. Dieser Ansicht ist auch der Gesetzgeber, denn 
im§3 des Schutzgebietsgesetzes vom 10. September 1900 
findet sich keine Bestimmung darüber, daß § 27 K. G. G. 
entsprechend in den Schutzgebieten angewendet 
werden soll. 




Thesen, 
i. 

Die Konsulargerichtsbezirke sind Ausland im Sinne 
des Strafgesetzbuchs. 

II. 

Übernimmt im Privatklageverfahren nach Erlaß 
des erstinstanzlichen Urteils die Staatsanwaltschaft 
mittels Einlegung der Berufung die Verfolgung, so hat 
die weitere Verhandlung vor der mit fünf Mitgliedern 
besetzten Berufungsstrafkammer zu erfolgen. 
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Lebenslauf. 



Ich bin am 19. Oktober 1884 zu Lyck als Sohn des Rechts- 
anwalts Georg Cohn und seiner Gattin Dorothea geb. Kflrpes 
geboren. Ich bin mosaisch. Den ersten Unterricht empfing ich im 
Hause. Alsdann besuchte ich die Vorschule, seit Ostern 1893 das 
Königliche Gymnasium zu Tilsit, das ich Michaeli 1902 mit dem 
Zeugnis der Reife verließ. Ich studierte in Königsberg, München und 
Berlin die Rechte und bestand am 21. November 1905 die erste 
juristische Prüfung. Seit dieser Zeit bin ich im juristischen 
Vorbereitungsdienst beschäftigt. Das examen rigorosum bestand 
ich am 24. Februar 1908. 

Während meiner Studienzeit besuchte ich die Vorlesungen 
der Herren Professoren Dr. Dr.: Manigk, v. Blume, Diehl, 
Gareis, Grueber, v. Seuffert, Hellmann, Brentano, v. Liszt, Seckel, 
v. Seeler, Wagner, Mendel f, Moeli, Dernburg f, Bornhak, Burchard, 
Dicket, Gierke, Brunner, Straßmann, Schmoller, Arndt, Gerlach, 
Kohlrausch, Hubrich, tiis, Gradenwitz, Knoke. Allen meinen 
Lehrern sage ich an dieser Stelle meinen herzlichen Dank. 
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